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Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beehrt sich, 

30 Ausfertigungen des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert wird (14.Novelle 

zum BSVG), samt Erläuterungen und Textgegenüberstellungen zu 

übermitteln. Es wird ersucht, die Obmänner der parlamentari­

schen Klubs zu beteilen. 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates anläßlich der 

Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes wurden die begut­

achtenden Stellen aufgefordert, 25 Ausfertigungen ihrer 

Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln. 

Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme wurde mit 

20.0ktober 1989 festgesetzt. 
�- _ 1 At '  n • ,- " 't""'III'" in. 

Für den Bundesminister: 

Friedrich Wi r t h 

Für die Richtigkeit 
der 1!)'i9ung: 

OVR: 0017001, LAA 0011.15 _ 0011"6, M 001� biI 0015'54, uA 0017124 biI 1011111 
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I 
iI 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR ARBEIT UND SOZIALES Zl. 20. 795/3-2/89 

Bundesgesetz vom • . . . • . . . . . • . • • . . . . . • • • • . . . •  , mit 

dem das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert 

wird (14. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 

559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 

684/1978, BGBl. Nr. 532/1979, BGBl. Nr. 587/1980, BGBl. Nr. 

284/1981, BGBl. Nr. 590/1981, BGBl. Nr. 6 49/1982, BGBl. Nr. 

384/1983, BGBl. Nr. 592/1983, BGBl. Nr. 486 /1984, BGBl. Nr. 

10 4/1985, BGBl. Nr. 205/1985, BGBl. Nr. 113/1986, BGBl. Nr. 

56 4/1986, BGBl. Nr. 6 11/1987, BGBl. Nr. 6 16 /1987, BGBl. Nr. 

283/1988 und BGBl. Nr. 751/1988 wird geändert wie folgt: 
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1. § 38 Abs. 8 lautet: 

"(8) Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen 

Personen und die gesetzlichen Vertreter natürlicher Personen 

haften im Rahmen ihrer Vertretungsmacht neben den durch sie 

vertretenen Beitragsschuldnern für die von diesen zu 

entrichtenden Beiträge insoweit, als die Beiträge aus 

Verschulden des Vertreters nicht bei Fälligkeit entrichtet 

und trotz zweimaliger Mahnung durch den Versicherungsträger 

(§ 36 Abs. 3) nicht innerhalb von zwei Wochen bezahlt 

werden. " 

2. Im § 41 zweiter Satz werden die Worte "Aufklärung und 

Information " durch die Worte "Aufklärung, Information und 

sonstige Formen der Öffentlichkeitsarbeit" ersetzt. 

3. a) § 56 Abs. 1 bis 3 lauten: 

"(1) Wird neben einern Pensionsanspruch aus der 

Pensionsversicherung mit Ausnahme des Anspruches auf 

Waisenpension noch Erwerbseinkornrnen (Abs. 4 und 5) aus einer 

gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit, die nicht die 

Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz begründet, 

erzielt, so ruhen unbeschadet der Abs. 2 und 3 50 vH der 

Pension mit dem Betrag, um den das im Monat gebührende 

Erwerbseinkommen 8 000 S übersteigt, höchstens jedoch mit 

50 vH des Betrages, um den die Summe aus Pension zuzüglich 

Hilflosenzuschuß und Erwerbseinkornrnen im Monat den Betrag 

von 14 0 0 0  S übersteigt. An die Stelle der Beträge von 

8 000 S und 14 0 0 0  S treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 

erstmals ab 1. Jänner 1991, die unter Bedachtnahme auf § 47 

mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachten 

Beträge. 

(2) Ist Abs. 1 auf einen Anspruch auf 

Erwerbsunfähigkeitspension anzuwenden und wird das 

- 2 -
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Erwerbseinkommen aus einer Erwerbstätigkeit erzielt, zu 

deren Ausübung der Versicherte durch Maßnahmen der 

Rehabilitation (§ 149 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes bzw. 

§§ 198 Abs. 1 und 300  Abs. 1 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes bzw. § 157 Abs. 1 des 

Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) befähigt wurde 

oder aufgrund deren der Versicherte während des Anspruches 

auf diese Pension, ohne daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation 

gewährt worden sind, mindestens 36  Beitragsmonate der 

Pflichtversicherung erworben hat, anzuwenden, so ruhen 40 vH 

der Erwerbsunfähigkeitspension mit dem Betrag, um den das im 

Monat gebührende Erwerbseinkommen 8 000 S übersteigt, 

höchstens jedoch mit 50 vH des Betrages, um den die Summe 

aus Pension zuzüglich Hilflosenzuschuß und Erwerbseinkommen 

im Monat den Betrag von 14 000 S übersteigt. An die Stelle 

der Beträge von 8 0 0 0  S und 14 0 0 0  S treten ab 1. Jänner 

eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1991, die unter 

Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 

(§ 45) vervielfachten Beträge. Die Voraussetzung des 

Vorliegens von 36 Beitragsmonaten der Pflichtversicherung 

entfällt, sofern der Versicherte Beitragsmonate der 

Pflichtversicherung erwirbt und ihm in dieser Zeit ein 

Freibetrag aufgrund einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 

mindestens 6 5  vH nach § 35 Abs. 3 des 

Einkommensteuergesetzes 198 8 ,  BGBI. Nr. 400 ,  gebührt. 

(3) Ist Abs. 1 auf einen Anspruch auf 

Witwen (Witwer) pension anzuwenden, so ruhen 50 vH der 

Witwen (Witwer)pension mit 25 vH des Betrages, um den die 

Summe aus Pension zuzüglich Hilflosenzuschuß und 

Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von 14 000 S 

übersteigt. An die Stelle des Betrages von 14 0 0 0  S tritt ab 

1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1991, 

der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen 

Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag. " 

- 3 -
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Die bisherigen Abs. 3 bis 7 erhalten die Bezeichnung 4 

bis 8.  

b) Im Abs. 7 (neu) wird der Ausdruck "Abs. 1 bzw. 2" 

jeweils durch den Ausdruck "Abs. 1, 2 bzw. 3" ersetzt. 

c) Im Abs. 7 (neu) lit. c wird der Ausdruck " (Abs. 3)" 

durch den Ausdruck "(Abs. 4)" ersetzt. 

d) Abs. 8 (neu) lautet: 

"(8) Bei Anwendung der Abs. 1, 2 und 3 sind mehrere 

Pensionsansprüche zu einer Einheit zusammenzufassen. Kärnen 

für die Ermittlung des Ruhensbetrages sowohl die im Abs. 1 

als auch die im Abs. 2 bzw. 3 genannten Grenzbeträge in 

Betracht, so sind die im Abs. 1 genannten Grenzbeträge 

maßgebend. Der Ruhensbetrag ist auf mehrere beteiligte 

Pensionsansprüche nach deren Höhe aufzuteilen. " 

4. § 91 Z 2 lautet: 

"2. Alle Leistungen der Krankenanstalten mit Ausnahme 

der in § 27 Abs. 2 des Krankenanstaltengesetzes, 

BGBl. Nr. 1/1957, angeführten Leistungen sind mit 

a) den vom Versicherungsträger gezahlten 

Pflegegebührenersätzen, 

b) den in § 27 a des Krankenanstaltengesetzes 

vorgesehenen Kostenbeiträgen, 

c) bei Angehörigen des Versicherten auch mit dem 

Kostenbeitrag nach § 80 Abs. 2 und 

d) mit den Beiträgen der Krankenversicherungsträger 

zum Krankenansta1ten- Zusammenarbeitsfonds 

abgegolten. " 

- 4 -
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5. § 97 Abs. 4 lautet: 
11(4) Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand 

durch diplomierte Kinderkranken- und Säuglingsschwestern 

werden in entsprechender Anwendung der §§ 8 4, 85 und 8 8, 

Hauskrankenpflege in entsprechender Anwendung des § 94 

gewährt. 11 

6.  § 120 Abs. 7 Z 5 lautet: 
115. Beiträge zur Höherversicherung im Sinne der §§ 248 

und 250 a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und im 

Sinne der §§ 141 und 141 a des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes gelten als Beiträge zur 

Höherversicherung gemäß § 132 bzw. § 132 a. " 

7. a) § 132 Abs. 2 lautet: 
11(2) Männliche Pflichtversicherte, die das 

65. Lebensjahr, und weibliche Pflichtversicherte, die das 

6 0 .  Lebensjahr vollendet, die Wartezeit für die 

Alterspension erfüllt, jedoch aus dem Grund der 

Nichterfüllung der besonderen Voraussetzungen des § 121 

Abs. 2 keinen Anspruch auf Alterspension haben, erhalten für 

vor dem 1. Jänner 1986 zur Höherversicherung geleistete 

Beiträge auf Antrag eine Höherversicherungspension. 1I 

b) § 132 Abs. 6 und 7 lauten: 
11(6) Für die Bemessung des besonderen Steigerungsbetrages 

sind Beiträge zur Höherversicherung, die für nach dem 

31. Dezember 1985 gelegene Versicherungszeiten geleistet 

wurden oder als geleistet gelten, mit dem ihrer zeitlichen 

Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktor (§ 45) aufzuwerten 

und mit einern Faktor zu vervielfachen. Dieser Faktor ist 

durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 

nach versicherungsmathematischen Grundsätzen festzusetzen. 

Die Verordnung bedarf der Zustimmung des Hauptausschusses 

des Nationalrates. 

- 5 -
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(7) Der monatlich gebührende besondere Steigerungsbetrag 

für nach dem 31. Dezember 1985 gelegene Versicherungszeiten 

ist die Summe der nach Maßgabe des Abs. 6 berechneten 

Beträge für die jeweiligen Kalenderjahre, in denen Beiträge 

zur Höherversicherung geleistet wurden oder als geleistet 

gelten. " 

c ) Dem § 132 werden folgende Abs. 8 ,  9 und 10 angefügt: 

"(8 )  Höherversicherte, die keinen Anspruch auf eine 

Leistung aus der Pensionsversicherung nach diesem oder einem 

anderen Bundesgesetz haben, erhalten für Beiträge zur 

Höherversicherung, die für nach dem 31. Dezember 1985 

gelegene Versicherungszeiten geleistet wurden oder als 

geleistet gelten, auf Antrag eine Höherversicherungspension 

aus den Versicherungsfällen des Alters und des Todes. Im 

übrigen sind die Bestimmungen des Abschnittes 111 des 

Zweiten Teiles dieses Bundesgesetzes entsprechend 

anzuwenden. Im Versicherungsfall des Alters fällt die 

Höherversicherungspension bei münnlichen Höherversicherten 

frühestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres und bei 

weiblichen Höherversicherten frühestens mit Vollendung des 

6 0 .  Lebensjahres an. Hinsichtlich des Anfalls der Leistungen 

gilt § 51 entsprechend. 

(9) Die Höhe des Monatsbetrages der 

Höherversicherungspension nach Abs. 8 errechnet sich 

1. im Versicherungsfall des Alters nach Maßgabe der 

Abs. 6 und 7; 

2. im Versicherungsfall des Todes gebühren 6 0  vH der 

Höherversicherungspension nach Z 1. 

(10) Zur Höherversicherungspension ist der 

Hilflosenzuschuß, der Kinderzuschuß und die Ausgleichszulage 

nicht zu gewähren. "  

- 6 -
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8 .  Nach § 132 wird folgender § 132 a eingefügt: . 

"Höherversicherung auf Grund des 

Betriebspensionsgesetzes, Berücksichtigung 

in der Leistung 

§ 132 a. (1) Für Beiträge zur Höherversicherung, die auf 

Grund der Bestimmungen des Betriebspensionsgesetzes 

entrichtet wurden, ist ein besonderer Steigerungsbetrag zu 

gewähren. Die Höhe des besonderen Steigerungsbetrages 

errechnet sich bei der Pension aus eigener 

Pensionsversicherung nach Maßgabe des § 132 Abs. 6 und 7. 

(2) In den Fällen des § 77 Abs. 6 Z 3 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes gebührt der besondere 

Steigerungsbetrag zu den Leistungen aus den 

Versicherungsfällen der Pensionsversicherung, ausgenommen 

der versicherungsfall des Todes, frühestens mit dem Ablauf 

von zwölf Kalendermonaten nach dem Ende des Kalendermonates, 

in dem die Einzahlung erfolgt ist (§ 78 Abs. 2 Z 2 des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) . "  

9. a) § 140 Abs. 1 letzter Satz entfällt 

b) Im § 140 Abs. 3 wird der Ausdruck "mit der jeweiligen 

Aufwertungszahl" durch den Ausdruck "mit dem 

Anpassungsfaktor" ersetzt. 

c) Im § 140 Abs. 4 lit. 1 wird der Ausdruck "Abs. 7" 

durch den Ausdruck "Abs. 7 bzw. Abs. 8 "  ersetzt. 

d) § 140 Abs. 7 bis 12 lauten: 

"(7) Wurde die Bewirtschaftung eines 

land(forst)wirtschaftlichen Betriebes aufgegeben, der 

Betrieb übergeben, verpachtet oder auf andere Weise jemandem 

zur Bewirtschaftung überlassen, so ist bei Ermittlung des 

Einkommens des bisherigen Eigentümers (des Verpächters) ohne 

- 7 -
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Rücksicht auf Art und Ausmaß der ausbedungenen Leistungen 

vom Einheitswert der übergebenen, verpachteten oder zur 

Bewirtschaftung überlassenen land(forst)wirtschaftlichen 

Flächen auszugehen, sofern die Ubergabe (Verpachtung, 

Uberlassung) nicht mehr als zehn Jahre, gerechnet vom 

Stichtag, zurückliegt. Bei einer übergabe (Verpachtung, 

Uberlassung) vor dem Stichtag ist vom durchschnittlichen 

Einheitswert (Abs. 9), in allen übrigen Fällen von dem auf 

die übergebenen Flächen entfallenden Einheitswert im 

Zeitpunkt der Ubergabe (Verpachtung, Uberlassung) 

auszugehen. Als monatliches Einkommen gilt für Personen, die 

mit dem Ehegatten (der Ehegattin) im gemeinsamen Haushalt 

leben, bei einem Einheitswert von 90 000 S und darüber ein 

Betrag von 3 315 S, bei alleinstehenden Personen bei einern 

Einheitswert von 6 3  000 S und darüber ein Betrag von 

2 314 S. Diese Beträge vermindern sich für Einheitswerte 

unter 90 000 S bzw. 63 0 0 0  S im Verhältnis des maßgeblichen 

Einheitswertes zu den genannten Einheitswerten, gerundet auf 

volle Schilling. An die Stelle der Beträge von 3 315 S und 

2 314 S treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 

1. Jänner 1991, die unter Bedachtnahme auf § 47 mit dem 

Anpassungsfaktor (§ 45) vervielfachten Beträge. Abs. 6 ist 

entsprechend anzuwenden. 

(8) Ist die Gewährung von Naturalleistungen aus einem 

übergebenen (aufgegebenen) land(forst)wirtschaftlichen 

Betrieb in Form unentgeltlich beigestellter Unterkunft und 

(oder) in Form landwirtschaftlicher Produkte aus Gründen, 

die der Einflußnahme des Ausgleichszulagenwerbers entzogen 

sind, am Stichtag zur Gänze ausgeschlossen oder später 

unmöglich geworden, so hat eine Ermittlung des Einkommens 

des bisherigen Eigentümers (Verpächters) zu unterbleiben, 

und zwar solange, wie diese Voraussetzungen zutreffen und 

die Unterlassung der Erbringung von Ausgedingsleistungen dem 

Ausgleichszulagenwerber nicht zugerechnet werden kann. 

(9) Soweit ein durchschnittlicher Einheitswert gemäß 

Abs. 7 heranzuziehen ist, ist er durch eine Teilung der 

Summe der Einheitswerte, die für den 

- 8 -
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land(forst)wirtschaftlichen Betrieb in den einzelnen der 

letzten 120 Kalendermonate vor dem Stichtag im Sinne des 

Abs. 10 in Betracht kommen, durch die Anzahl der Monate 

während dieses Zeitraumes, in denen der 

land(forst)wirtschaftliche Betrieb (ein Teil dieses 

Betriebes) noch nicht übergeben (verpachtet, überlassen) 

war, zu ermitteln. 

(10 )  Bei der Berücksichtigung der Einheitswerte für jeden 

nach Abs. 9 in Betracht kommenden Monat ist von dem jeweils 

für den land(forst)wirtschaftlichen Betrieb bzw. die 

land(forst)wirtschaftliche Fläche festgestellten 

Einheitswert unter Hinzurechnung der Einheitswerte der 

verpachteten, aber ohne die zugepachteten Flächen 

auszugehen. 

(11) Als Einheitswert im Sinne der Abs. 7, 9 und 10 gilt 

der für Zwecke der Sozialversicherung maßgebliche 

Einheitswert. Einheitswerte aus der Zeit vor dem 

1. Jänner 198 3  sind mit dem Faktor 1, 1575 zu vervielfachen. 

(12) In den Fällen des § 6 4  Abs. 2 erster Satz bleibt für 

die Anwendung der Abs. 7, 9 und 10 der Stichtag der 

erloschenen Pension weiterhin maßgebend. Das gleiche gilt 

für den Anfall einer Hinterbliebenenpension nach einem 

Pensionsempfänger, sofern der Anspruchsberechtigte auf 

Hinterbliebenenpension Eigentümer bzw. Miteigentümer des 

übergebenen (verpachteten, überlassenen) Betriebes bzw. der 

Fläche gewesen ist. " 

10 . a) § 141 Abs. 1 lautet: 

"(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der Bestimmungen 

des Abs. 2 

a) für Pensionsberechtigte aus ei�ener 

Pensionsversicherung, 

aal wenn sie mit dem Ehegatten 

- 9 -
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(der Ehegattin) im gemeinsamen 

Haushalt leben • . . . . . . . . . . • . . . . . . . .  7 784 S, 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 

aal nicht zutreffen . . . • . . • . . . . • . . .  5 434 S, 

b) für Pensionsberechtigte auf 

Witwen(Witwer)pension . . . . . . . . . . • . . . . . .  5 434 S, 

c) für Pensionsberechtigte auf Waisenpension: 

aal bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres . . . . . . . . • . . . . . . . • .  2 0 29 S, 

falls beide Elternteile 

verstorben sind 

bb) nach Vollendung des 

. . . . . . . . . . .  3 048 S, 

24. Lebensjahres . . • . . . . . . • . . • . . . . .  3 604 S, 

falls beide Elternteile 

verstorben sind • . . . . . . . . . . • . . . . . . .  5 434 S. 

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich um 580 S für jedes 

Kind (§ 119) I dessen Nettoeinkommen den Richtsatz für 

einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres nicht erreicht. " 

b) Im § 141 Abs. 2 wird der Ausdruck 111. Jänner 1990" 

durch den Ausdruck "1. Jänner 1991" ersetzt. 

11. a) Im § 142 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck 

"30 vH" durch den Ausdruck "26 vH" und der Ausdruck "15 vH" 

durch den Ausdruck "13 vH" ersetzt. 

b) § 142 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

"Eine Zurechnung zum Nettoeinkommen erfolgt nur in der Höhe 

eines Vierzehntels der jährlich zufließenden 

Unterhalts1eistung, wenn die Unterhalts forderung nach Abs. 1 

der Höhe nach trotz durchgeführter Zwangsmaßnahmen 

einschließlich gerichtlicher Exekutionsführung 

- 10 -
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I. 
, 
, 

uneinbringlich oder die Verfolgung eines 

Unterhaltsanspruches offenbar aussichtslos ist. " 

12. Im § 144 Abs. 6 Z 3 wird der Ausdruck "§ 140 Abs. 5, 6 

und 7 bis 10 " durch den Ausdruck "§ 140 Abs. 5 bis 7 und 

9 bis 11" ersetzt. 

13. Im § 156 Abs. 4 wird der Ausdruck "§ 56 Abs. 3" durch 

den Ausdruck "§ 56 Abs. 4" ersetzt. 

14. Im § 163 wird der Ausdruck "§ 56 Abs. 5" durch den 

Ausdruck "§ 56 Abs. 6 "  ersetzt. 

15. § 178 Abs. 1 lautet: 

"(1) Können Personen, denen nach den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes Leistungen zustehen oder für die als 

Angehörige gemäß § 78 Leistungen zu gewähren sind, den 

Ersatz des Schadens, der ihnen durch den Versicherungsfall 

erwachsen ist, auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften 

beanspruchen, geht der Anspruch auf den Versicherungsträger 

insoweit über, als dieser Leistungen zu erbringen hat. Wurde 

Anstaltspflege gewährt, umfaßt der übergehende Anspruch den 

Pflegegebührenersatz (§ 91 Z 2 lit. a) und anteilsmäßig auch 

die zusätzlichen Zahlungen des Versicherungsträgers zur 

Krankenanstaltenfinanzierung (§ 91 Z 2 lit. d) ; hiebei ist 

§ 28 Abs. 4 Z 3 KAG sinngemäß anzuwenden. Ansprüche auf 

Schmerzengeld gehen auf den Versicherungsträger nicht über. 

Die Kosten einer Krankenbehandlung sind mit dem doppelten 

Betrag der für die Gewährung der ärztlichen Hilfe 

erwachsenen Kosten abzugelten. " 

- 1 1  -
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16. § 181 Z 5 lautet: 

"5. die für jedes Land gemäß den §§ 345 und 345 a des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes errichteten 

Kommissionen bzw. die gemäß § 346 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes errichtete 

Bundesschiedskommission auch zuständig ist, wenn am 

Verfahren der Versicherungsträger beteiligt ist; " 

Artikel 11 

Ubergangsbestimmungen 

(1) Wenn dies für den Versicherten günstiger ist, sind 

die Bestimmungen des § 56 Abs. 2 lit. a und Abs. 6 des 

Bauern-Sozialverslcherungsgesetzes in der am 

31. Dezember 1989 in Geltung gestandenen Fassung für alle 

Fälle des Zusammentreffens einer Witwen (Witwer) pension mit 

Erwerbseinkommen weiterhin anzuwenden, wenn die 

Witwen (Witwer) pension im Dezember 1989 geruht hat. 

( 2 )  § 140 Abs. 4, 7 und 9 bis 12 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 9 lit. c und d gilt auch für Versicherungsfälle, in denen 

der Stichtag der Pension, zu der die Ausgleichszulage 

gewährt werden soll, vor dem 1. Jänner 1990 liegt. 

(3) § 140 Abs. 8 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

in der Fassung des Art. I Z 9 lit. d gilt auch für 

Versicherungsfälle, in denen der Stichtag der Pension, zu 

der die Ausgleichszulage gewährt werden soll, vor dem 

1. Jänner 1990 liegt. Die Ausgleichszulage bzw. der 

Mehrbetrag an Ausgleichszulage gebührt ab 1. Jänner 1990 , 

wenn der Antrag bis 31. Dezember 1990 beim 

Versicherungsträger gestellt wird, sonst ab dem der 

Antragstellung folgenden Monatsersten. 

- 12 -
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(4) § 142 Abs. 3 zweiter Satz des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 1 1  lit. b ist auf Antrag auch auf Leistungsansprüche 

anzuwenden, die am 31. Dezember 1989 bereits bestehen. Eine 

sich daraus ergebende Erhöhung der Leistungsansprüche 

gebührt ab 1. Jänner 1989, wenn der Antrag bis 

31. Dezember 1990 gestellt wird, sonst ab dem der 

AntragsteIlung folgenden Monatsersten. 

Artikel III 

Schlußbestimmung 

Soweit nach sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 

Einheitswerte land(forst) wirtschaftlicher Betriebe 

heranzuziehen sind, sind hiebei Änderungen dieser 

Einheitswerte anläßlich der Hauptfeststellung zum 

1. Jänner 198 8 für die Zeit vor dem 1. Jänner 1991 nicht zu 

berücksichtigen. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1990 in Kraft. 

Artikel V 

Vollziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

- 13 -
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1. Hinsichtlich der Bestimmungen des § 91 Z 2 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 4 die gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 1 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes in die Kompetenz der Länder 

fallen, die zuständige Landesregierung; mit der Wahrnehmung 

der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes der Bundesminister für Arbeit und 

Soziales; 

2. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales. 

- 14 -
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BSVG 

V o r  b 1 a t t 

A. Problem und Ziel 

Weitere Erfüllung des Regierungsprogrammes, 
insbesondere im Bereich des Ausgleichszulagenrechts 
und der RUhensbestimmungen. 

B. Lösung 

Außertourliche Erhöhung der Ausgleichszulagen­
richtsätze, Milderung der Pauschalanrechnung des 
Ausgedinges, Herabsetzung des Anrechnungsprozent­
satzes für Unterhaltsansprüche bei der Ausgleichs­
zulagenfeststellung, Lockerung der RUhensbestimmungen. 

c. Alternativen 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten 

Rund 320 Millionen Schilling. 

249/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 17 von 48

www.parlament.gv.at



REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 

FUR ARBEIT UND SOZIALES Zl. 20. 795/3-2/89 

E r 1 ä u t e r u n  g e n  

So wie in dem zum gleichen Zeitpunkt versendeten 

Entwurf einer 48. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz steht auch im Mittelpunkt des 

gegenständlichen Entwurfes einer 14. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz das Vorhaben, die Lage der 

Bezieher kleinster Pensionen zu verbessern. Damit wird auch 

ein weiterer Teil des Regierungsprogrammes, wie es in der 

Erklärung der Bundesregierung vom Jänner 1987 zum Ausdruck 

gebracht worden ist, erfüllt werden. In diesem Sinne erfaßt 

der vorliegende Novellenentwurf eine Reihe von Änderungen 

und Ergänzungen im Bereich des Ausgleichszulagenrechtes wie 

eine außerordentliche und beträchtliche Erhöhung der 

Ausgleichszulagenrichtsätze, eine erhebliche Milderung der 

Pauschal anrechnung des Ausgedinges sowie eine Herabsetzung 

des Anrechnungsprozentsatzes für Unterhaltsansprüche von 

Ausgleichszulagenbeziehern im Zuge der Feststellung dieser 

Leistung. 

Darüber hinaus sind aus dem erwähnten Novellenentwurf 

zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz wegen einer 

gleichartigen Regelung im Bauern-Sozialversicherungsgesetz 

Änderungen zu übernehmen wie insbesondere die Regelungen 

über eine Lockerung der Ruhensbestimmungen. 

Zu erwähnen wäre noch, daß im Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales eine Reihe von Änderungen und 

Ergänzungen des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

vorgemerkt sind, die aber wegen einer gebotenen 

vordringlichen Behandlung der sozialpolitisch bedeutsamen 

Anliegen in den vorliegenden Entwurf noch keine Aufnahme 

finden konnten. Diese Änderungen werden aber im Anschluß an 
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das Inkrafttreten der Änderungen dieses Entwurfes zur 

Diskussion gestellt werden. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der im 

vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen gründet sich auf 

den Kompetenztatbestand "Sozialversicherungwesen" des 

Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist folgendes zu 

bemerken: 

Zu Art. I Z 1 bis 5, 7, 8 und 10 bis 12 und 15 (§§ 38 

Abs. 8, 41, 56 , 91 Z 2, 97 Abs. 4, 132 Abs. 2 und 6 bis 10 , 

132 a, 141 Abs. 1 und 2, 142 Abs. 1 und 178 Abs. 1): 

Diese Änderungen entsprechen den gleichartigen 

Änderungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, wie 

sie im Rahmen des Entwurfes einer 48. Novelle zum ASVG 

vorgeschlagen werden. Auf die entsprechenden Erläuterungen 

zum genannten Novellenentwurf des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes kann Bezug genommen werden, weil 

die in Betracht kommenden Ausführungen vollinhaltlich auch 

für die korrespondierenden Änderungsvorsch1lige zum Bauern­

Sozialversicherungsgesetz Geltung haben. Um im Einzelfall 

das Auffinden der gewünschten Erläuterungen im 

ASVG-Novellenentwurf zu erleichtern, werden im folgenden die 

in beiden Gesetzen einander entsprechenden Vorschriften 

gegenübergestellt: 

§ 

§ 
§ 

§ 

§ 

BSVG 

38 Ab s. 8 . . . . . . . . . . . . •  

4 1 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

56 

91 Z 2 . . . . . . . . . . . . . . .  . 

97 Abs. 4 

§ 132 Abs. 2 und 6 bis 10 

ASVG 

§ 67 Abs. 

§ 81 

§ 94 

§ 148 Z 3 

§§ 117 Z 4 

§ 248 Abs. 

§ 132 a . . . . . . . . . . . • . . . . . .  § 250 a 

- 2 -
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§ 141 Abs. 

§ 142 Abs. 

§ 178 Abs. 

1 

1 

1 

und 2 . . . . . . . 

. . . . . . . . . . . . .  

. . . . . . . . . . . . . 

§ 293 

§ 294 

§ 332 

Zu Art. I Z 6 (§ 120 Abs. 7 Z 5): 

Abs. 1 und 2 

Abs. 1 

Abs. 1. 

Im Entwurf einer 48. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz ist eine Neuregelung der 

Höherversicherung im Zusammenhang mit dem 

Betriebspensionsgesetz vorgesehen (§ 250 a ASVG) . Mit dem 

vorliegenden Änderungsvorschlag wird eine redaktionelle 

Anpassung an diese Änderung des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes durch Einfügung eines § 132 a 

BSVG vorgenommen. 

Zu Art. I Z 9 lit. a (§ 140 Abs. 1) : 

Durch den Ausschluß der Gewährung einer 

Ausgleichszulage zur Höherversicherungspension im § 132 BSVG 

ist der letzte Satz im Abs. 1 des § 140 BSVG entbehrlich 

geworden. 

Zu Art. I Z 9 lit. b, c und d und 12 (§§ 140 Abs. 3, 4 und 7 

bis 12 und 144 Abs. 6 Z 3) und Art. 11 Abs. 2 und 3: 

Die Ausgleichszulage zu einer Pension aus der 

gesetzlichen Pensionsversicherung stellt sich ihrem Wesen 

nach als eine Leistung der Sozialhilfe dar, sodaß die 

erforderlichen öffentlichen Mittel für derartige Leistungen 

nur subsidiär herangezogen werden dürfen. Es sind daher auch 

bei Feststellung des Ausgleichszulagenanspruches nach den 

näheren Bestimmungen des Gesetzes neben der Pension auch 

alle sonstigen Einkünfte zu berücksichtigen. 

- 3 -
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Im Bereich des bäuerlichen Ausgleichszulagenrechtes 

gilt als Sonderregelung, daß die aus der Aufgabe (Obergabe) 

eines land(forst) wirtschaftlichen Betriebes üblicherweise 

gewährten Leistungen an den Ubergeber nicht in jedem 

Einzelfall betragsmäßig bewertet werden. Vielmehr hat 

bereits das am 1. Jänner 1971 in Kraft getretene 

Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, zu dessen Leistungen 

erstmals eine Ausgleichszulage vorgesehen war, eine 

pauschale Berücksichtigung von Ausgedingsleistungen verfügt. 

Diese Art der Berücksichtigung von Zuwendungen aus der 

Ubergabe eines Betriebes beruhte einerseits auf der 

Uberlegung, daß es dem Eigentümer eines 

land(forst) wirtschaftlichen Betriebes zugemutet werden 

könne, seinen Betrieb so zu verwerten, daß er einen Teil 

seines Lebensunterhaltes auch nach Aufgabe der selbständigen 

Erwerbstätigkeit selbst zu bestreiten in der Lage ist. 

Andererseits ist aber eine genaue ziffernmäßige Ermittlung 

der in Güterform aus dem übergebenen Betrieb tatsächlich 

empfangenen bzw. erzie1baren Naturalleistungen im Hinblick 

auf die große Zahl der Ausgleichszulagenbezieher praktisch 

ausgeschlossen. Zudem kommt noch, daß die pauschale 

Berücksichtigung dieser Sachleistungen auf die Höhe des 

Einheitswertes des übergebenen Betriebes Bedacht nimmt, 

sodaß letztlich die Ertragsfähigkeit des übergebenen 

Betriebes ausschlaggebend ist. Eine derartige Vorgangsweise 

widerspricht aber nach der Judikatur des 

Verfassungsgerichtshofes nicht den Erfahrungen des täglichen 

Lebens und ist daher auch nicht als unsachlich zu werten. 

Und schließlich hätte nach den Gesetzesmaterialien eine 

Berücksichtigung lediglich der tatsächlich bezogenen 

Ausgedingsleistungen zur Folge, daß derartige Leistungen 

nicht mehr gewährt werden und die Obernehmer 

land(forst) wirtschaftlicher Betriebe ihren traditionellen 

Verpflichtungen zur Versorgung der Betriebsübergeber nicht 

mehr nachkämen. 

Wenngleich die derzeit in Geltung stehende Regelung 

über die pauschale Berücksichtigung des Ausgedinges zur 

- 4 -
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Feststellung des Ausgleichszulagenanspruches auf den 

Einheitswert des übergebenen land(forst)wirtschaftlichen 

Betriebes und damit, da die Einheitswerte Ertragswerte 

darstellen, auf die Ertragsfähigkeit Bedacht nimmt, so 

wurden und werden die Auswirkungen dieser Rechtslage 

allgemein mit Unzufriedenheit aufgenommen. Hiefür sind eine 

Reihe von Gründen maßgebend. Zunächst einmal die Tatsache, 

daß jede pauschale Berücksichtigung eines Sachverhaltes dem 

jeweiligen Einzelfall nicht gerecht werden kann. Dies trifft 
, 

insbesondere �uf jene Fälle zu, in denen aus Gründen, die 

der Einflußsphäre des Betriebsinhabers entzogen sind, die 

Leistung eines Ausgedinges nicht erbracht werden kann und 

demnach der faktischen Anrechnung des Ausgedinges keine 

tatsächlich empfangenen Naturalleistungen gegenüberstehen. 

Dazu gehören aber auch die Angehörigen jener Personengruppe, 

die nur einen Teil jener Zuwendungen erhalten können, die 

allgemein als Ausgedingsleistungen bezeichnet werden. Und 

schlielUich kommt der Tatsache ganz 'erhebliche Bedeutung zu, 

daß im Zuge der laufenden Anpassung derzeit als fiktive 

Ausgedingsleistungen bei Feststellung eines 

Ausgleichszulagenanspruches Beträge zu berücksichtigen sind, 

die in der Mehrheit'der Fälle und mitunter sogar 

beträchtlich jenes Maß überschreiten, das VO? den Behörden 

der Finanzverwaltung (Finanzlandesdirektionen) noch auf 
I 

Grund d,es' § 15 Abs. 12 des Einkommensteuergesetzes 1972 als 
I , 

geldwert,er Vorteil für den Anspruch auf volle 'freie Station I 

festgesetzt worden war. , 
" 

Es'sei in diesem Zusammenhang allerdings angemerkt, daß 

es in der Vergangenheit nicht an Versuchen gefehlt hat, den 

Ursachen über die Unzufriedenheit der bäuerlichen 

Bevölkerung mit den auf der geltenden Rechtslage beruhenden 

Vollziehungsergebnissen entgegenzuwirken. Diese Maßnahmen 

waren im wesentlichen dadurch gekennzeichnet, daß eine 

Anpassung der ermittelten Einkommensbeträge überhaupt 

ausgesetzt wurde (1983) bzw. nur in reduzierter Form 

vorgenommen wurde ( 1984 und 1986) . Zu einer fühlbaren 

Erleichterung bei den Betroffenen ist es dadurch nicht 
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gekommen. Demgegenüber darf jedoch nicht< dia Tatsacpe außer 
Acht gelassen werden, daß seit Inkrafttreten des 
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes (1. Jänner 1971) die 
Ausgleichszulagenrichtsätze insg�samt elfmal über das , " 

normale Maß der Anpassung hinaus erhöht wurden (zuletzt für 
das Jahr 1989, woraus sich eine weitere Erhöhung des 
Ausgleichszulagenanspruches e�geben hatte und ergibt, weil 
die ermittelten Einkommensbeträge nur mit dem 
Anpassungsfakt�r vetvielfacht wurden und werden. 

Rückblickend gesehen haben siohiaber alle bisherigen 
Maßnahmen �ls nicht geeignet erwies�n,\ den Klagen über die , ' 
negativen Auswirkungen der geltenden Rechtslage den Boden zu 
entziehen. Demgegenüber macht es sich der vorliegende 

\ I ' 
Novellenentwurf zur Aufgabe, di� wirtschaftliche Situation I 

I 
der bäuerlichen Ausgleichszulagenempfänger in entscheidender 

I 
Weise zu verbessern. iDas zur Erreichung dieses Zieles mit 
diesem Entwurf in Aussicht genomm�ne Maßnahmenpp.ket g;t.iedert 
sich in mehrere Teile: I 

I 
1. Um allen Ausgl�ichszulagenbeziehern eine ,I ' 

\ 
Erleic�terung ih�er finanziellen Situation �u gew�h��n. 
sollen die für das Jahr 1989 ermittelten\ Einkonunensbeträge , I 
um 10 vB gekürzt und überdies yon einer �np�ss�ng i , i  
ausgenommen werden. ' 

, , I I I 2. Darüber hinaus soll sicherg�stellt werden, daß als 
, ' I 

Nettoeinkommen für die, pauschale' Berücksichtigung von " I , ' 
, 

Ausgedingsleistungen höchstens j�ner �etrag heranzuziehen 
I I I I I . I 

ist, der nach dßn Regeln des Einkon,rhenS"beue�gesetzeslals :. ' \ 
geldwelite,r Vorte�l I für die vol1� freie Station' f,estgesetzt ' 

\ I" , , I ,\ I "ist . Ausgehend von dem Betrag, <;1el1'derzei t se,hon!' iljIl p,I140 ' 

A�'S. f3 i�s\TG für \ qliEi !f�eie Static�n
, 

B
,
e�ü'ek\s�qlJtigU

,
9g 

,
g�fU��en 

'hat, käme als Obergrenze für einen alleinstehenden 
Ausgleichszulagenempfänger für das Kalenderjahr 1990 ein 
Betrag von 2 314 S monatlich in Betracht. Unter 
Berücksichtigung der Ehegattin eines 
Ausgleichszulagenempfängers ergibt sich durch Anwendung der 
Relation zwischen Richtsatz für Alleinstehende und 
Familienrichtsatz für Ausgleichszulagenbezieher, die mit dem 
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I, 

I ' 

Ehegatten (der Ehegattin) im gemeinsamen Haushalt leben, ein 
Betrag ,von 3 315 S monatlich. D{es entspricht unter 
B�rücksichtigung der Maßnahmen im Punkt 1 einem Einheitwert 
von ,63 ,000 S bzw. 90 000 S. Bei Einheitswerten, die unter 

63 000 S bzw. 90 000 S liegen, vermindert sich,der 
Anrechnungsbetrag von 2 314 S bzw. 3 315 S in der 
entsprechenden Relation, sodaß auch in allen diesen Fällen 
eine 10%ige Kürzung eingesdhlossen ist. 

3. In jenen Fäll�n, in denen aus Gründen, die der 
Einflußnahme des Ausgleichszulagenwerbers entzogen sind, die 
Erbringung von Ausgedingsleistungen unmöglich (geworden) 
ist, soll eine Pauschalanrechnung überhaupt unterbleiben. 
Nach den Vorstellungen des Entwurfes sind diese 

, 

Voraussetzungen dann gegeben, wenn der 
1 

land (forst)wirtschaftliche Betrieb (die Betriebsführung) dem 
Betriebsinhaber g�g�n dessen Willen entzogen worden 
(Zwa'ngsversteigerung, ,Zwangsverwal tung) , wenn der Betrieb 

durch höhere Gewalt (Feuer bzw. sonstige 
Element��ereignisse) zerstört worden ist oder wenn örtliche 
Verhältnisse (Grenzl�ndgebiet) bzw. sonstige Gegebenheiten 
(ungünstige Produktionsverhältnisse) zur Betriebseinstellung 

, ' 
gezwungen haben, ohne daß die Fortsetzung der 
Betrieti�führung durch andere Personen als zumutbar gewertet 
werden �ann. IfTI Vordergrund hat daher immer die Tatsache zu 
stehen�daß eine Ermittlung des Einkommens (Anrechnung) zur 
Fest�tellung des Ausgleichszulagenanspruches nur in jenen 
F&llen zu unterbleiben hätte, in denen das Fehlen jeglicher 
Naturi:ilve,rsorgung aus dem Betr.ieb dem ehemaligen 
Betrie�sinhaber nicht zugerechnet werden kann. So wird etwa 
eine ßetriebsauflösung durch freihändige Ve�äußerung ohne 
z�ingende Gründe die' genannten Voraussetzungen ebensow,enig 

I I' j 
I ' 

erfüllen könnßn wie eine Betriebseinstellung trotz möglicher 
Bewerber für eine Fortführung. Auch ein Verzicht des, 
Ausgle�9hszul�genwerbers auf Ausgedingsleisturigen kann die 
genann�en Voraussetzungen nicht erfüllen. Die in Rede 
s�ehende Begünstigung soll daher, um den notwendigen ,I I 
Mehraufwand in vertretbarEm Grenzen zu halten, 
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ausschließlich nur jenen Pensionsbeziehern zuteil werden, 
die aus Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, vom Bezug 
jeglicher Naturalleistungen aus einem aufgegebenen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ausgeschlossen sind, und 
zwar solange, wie diese Voraussetzungen zutreffen. 

Wenn im Sinne der vorstehenden Ausführungen mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf das Ziel verfolgt wird, die aus 
der Ausgedingsanrechnung nach der gegenwärtigen Rechtslage 
sich ergebenden nachteiligen Auswirkungen soweit wie möglich 
auszuschalten, so darf doch nicht übersehen werden, daß 
damit in Hinkunft das Auftreten von Härtefällen nicht zur 
Gänze unterbunden werden kann. Aber jenen Härten, die nach 
Realisierung des gegenständlichen Novellenvorhabens da und 
dort doch entstehen können, wäre in einer Weise zu begegnen, 
die derzeit schon aus Mit�eln der Sozialversicherung 
zulässig ist, nämlich durch Gewährung von Mitteln aus dem 
Unterstützungsfonds. Es wird allerdings noch Sache des in 
Betracht kommenden Sozialversicherungsträgers sein, durch 
Ergänzung bzw. Anpassung der geltenden Richtlinien eine 
einwandfreie rechtliche Möglichkeit für eine Hilfeleistung 
aus dem genannten Fonds in den in Rede stehenden Härtefällen 
zu schaffen. 

Mit Rücksicht auf die oben dargestellten und 
vorgeschlagenen Neuregelungen, die eine beträchtliche 
Reduktion des anzurechnenden Pauschalbetrages, in bestimmten 
Fällen sogar einen Entfall der Anrechnung zum Inhalt haben, 
können die in Aussicht genommenen Änderungen in ihrer 
Gesamtheit für sich in Anspruch nehmen, als entscheidender 
Beitrag zur Lösung des seit Jahrzehnten aktuellen Problems 
der Anrechnung des bäuerlichen Ausgedinges im 
Ausgleichszulagenrecht gewertet zu werden, zumal diese 
Änderungen mit einer außerordentlichen und beträchtlichen 
Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze Hand in Hand gehen. 

Ubergangsregelungen (Art. 11 Abs. 2 und 3) sollen 
gewährleisten, daß die in Aussicht genommenen Begünstigungen 
auch auf jene Fälle ausgedehnt werden, in denen der Stichtag 
der Pension, zu der die Ausgleichszulage gewährt werden 
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soll, vor dem Inkrafttreten der vorliegenden 

Gesetzesänderung liegt. 

Schließlich sei noch hervorgehoben, daß mit der 

vorliegenden Neuregelung der Ausgedingsanrechnung nicht 

jenes Ziel aus den Augen verloren werden darf, das in der 

vom Versicherungsgedanken beherrschten Pensionsversicherung 

im allgemeinen anzustreben ist: nämlich auch in der 

bäuerlichen Pensionsversicherung letzten Endes zu Leistungen 

in einem Ausmaß zu gelangen, mit denen im Normalfall des 

Versicherungsverlaufes im Anschluß an die Aufgabe der 

selbständigen Erwerbstätigkeit die Bestreitung des 

Lebensunterhaltes zur Gänze gesichert ist und sich die 

Gewährung einer Ausgleichszulage auf Ausnahmefälle 

beschränken kann. 

Zu Art. I Z 16 (§ 181 Z 5): 

Der Verfassungsgerichtshof hat durch mehrere 

Erkenntnisse jene Bestimmungen der § §  344 ff ASVG als 

verfassungswidrig aufgehoben, in denen die entsprechenden 

Kommissionen über zivilrechtliche Ansprüche zu entscheiden 

haben, jedoch nicht als unabhängige und unparteiische 

Tribunale im Sinne des Art. 6 EMRK eingerichtet sind. Durch 

den Entwurf einer 48. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz soll daher eine Neuordnung der 

Bestimmungen über die Organisation und das Verfahren der für 

Streitigkeiten aus Einzel- und Gesamtverträgen zuständigen 

Kommissionen erfolgen. 

Durch die Änderung des § 181 Z 5 BSVG soll nunmehr 

klargestellt werden, daß sich. die Maßgabe des § 181 BSVG, 

der hinsichtlich der Beziehungen der Versicherungsanstalt zu 

den Ärzten, Dentisten, Hebammen, Apothekern, 

Krankenanstalten und anderen Vertragspartnern die 

Bestimmungen des Sechsten Teiles des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes für anwendbar erklärt, auf alle 

Kommissionen bezieht, die zur Lösung von Streitfragen. aus 

Einzel- und Gesamtverträgen berufen sind. 
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Zu Art. 111: 

Durch Art. 1 1 1  Abs. 2 der 13. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 751/198 8 ,  wurde 

die Wirksamkeit der Ergebnisse der Hauptfeststellung von 

Einheitswerten land(forst)wirtschaftlichen Vermögens zum 

1. Jänner 198 8 im Bereich der Sozialversicherung bis 

31. Dezember 198 9  hinausgeschoben. 

Wie in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 

betreffend die 13. Novelle (78 4  der Beilagen zu den 

Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP) 

ausgeführt wurde, könne es zwar keinem Zweifel unterliegen, 

daß dem Ergebnis der Hauptfeststellung zum 1. Jänner 198 8  

auch im Bereich des Sozialversicherungsrechtes Geltung 

zuzukommen hat, doch sollte dies erst dann der Fall sein, 

wenn die überwiegende Mehrheit der Eigentümer 

land(forst)wirtschaftlicher Liegenschaften die Ergebnisse 

der neuen Hauptfeststellung erhalten hat. 

Da gegenwärtig erst in etwas mehr als 50 Prozent aller 

Fälle ein Hauptfeststellungsbescheid ergangen ist, soll mit 

dem gegenständlichen Änderungsvorschlag die Wirksamkeit der 

Hauptfeststellung land(forst)wirtschaftlichen Vermögens zum 

1. Jänner 198 8 für den Bereich der Sozialversicherung um ein 

weiteres Jahr, bis 31. Dezember 1990 aufgeschoben werden. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR ARBEIT UND SOZILES Zur Zl. 20. 795/3-2/89 

Finanzielle Erläuterungen 

Das Maßnahmenpaket des vorliegenden Entwurfes enthält 

eine Reihe von strukturellen Verbesserungen für die Bezieher 

von Pensionsleistungen. Die aus finanzieller Sicht 

wirksamsten Maßnahmen sind: 

1. Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze um einen fixen 

Betrag 

Die Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze um 300 S 

(für Alleinstehende) bzw. 430 S (für Verheiratete) 

entspricht einer prozentuellen Erhöhung der 

Ausgleichszulagenrichtsätze von 5, 8 4%. Diese Erhöhung ist 

somit beinahe doppelt so hoch wie die normale 

Pensionsanpassung von 3, 0 %. 

Die mit der überproportionalen Erhöhung der 

Ausgleichszulagenrichtsätze verbundene Mehrbelastung für die 

Pensionsversicherungsträger und den Bund beträgt: 

im Bereich des Beträge in Mio. S 

ASVG 340 , 3 

GSVG 59, 6 

BSVG 136 , 8 

gesamte PV 536, 7 
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2. Zusätzliche Verbesserungen im Ausgleichszulagenrecht 

Die Hundertsätze, die der pauschalierten Anrechnung von 

Unterhalts leistungen zugrundeliegen, werden von 30 vH auf 

26 vH bzw. von 15 vH auf 13 vH gesenkt. Eine zusätzliche 

Verbesserung für Ausgleichszulagenbezieher erfolgt bei der 

Pauschalanrechnung des sogenannten fiktiven Ausgedinges. 

Wurde die Bewirtschaftung eines land(forst)wirtschaftlichen 

Betriebes aufgegeben, der Betrieb übergeben, verpachtet oder 

auf andere Weise jemanden zur Bewirtschaftung überlassen, 

wird derzeit bei der Ermittlung der Ausgleichszulage ein 

Zwölf tel von 49, 0 %  des Einheitswertes (ohne Begrenzung nach 

oben) monatlich als fiktives Ausgedinge angerechnet. Die 

vorliegende Neuregelung sieht eine Absenkung des 

Anrechnungsniveaus um 10% gegenüber 1989 vor. Gleichzeitig 

erfolgt eine obere Begrenzung mit der Höhe des Betrages, der 

gemäß § 292 Abs. 3 ASVG als Wert für die volle freie Station 

heranzuziehen ist. Ab 1990 ist dieser Betrag mit dem 

Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser beiden Maßnahmen 

werden wie folgt geschätzt: 

im Bereich des 

ASVG 

GSVG 

BSVG 

gesamt PV 

Unterhalt Ausgedinge 

(Beträge in Mio. 

32, 5 36, 9  

5, 5 6 , 3  

2, 0 173, 0 

40, 0  216, 2 

3. Lockerung der Ruhensbestimmungen 

Summe 

S) 

6 9, 4 

11, 8 

175, 0 

256, 2 

Das Anheben der Ruhensgrenzen beim Zusammentreffen 

einer Pensionsleistung mit einem Erwerbseinkommen auf 

8 0 0 0  S (unterer Grenzbetrag) bzw. 14 0 0 0  S (oberer 

Grenzbetrag) wird im allgemeinen zu einer Verringerung des 

ruhenden Betrages führen. Für bestimmte Personengruppen 
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(Bezieher einer Pension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit, 

Bezieher einer Witwen/Witwerpension) wird durch 

entsprechende Bestimmungen im Dauer- bzw. Ubergangsrecht 

eine SchlechtersteIlung vermieden. 

Die damit verbundene Mehrbelastung für die 

Pensionsversicherungsträger und den Bund beträgt: 

im Bereich des Beträge in Mio. S 

ASVG 186, 6 

GSVG 2 1, 8  

BSVG 8, 3 

gesamte PV 211, 7 

In Summe betragen die Mehrbelastungen der Punkte 1. 

bis 3. 1 0 0 4, 6  Mio. S. Auf Grund der günstigen 

konjunkturellen Entwicklung sind diese Mehrausgaben gedeckt. 

Allein die zu erwartenden Beitragsmehreinnahmen auf Grund 

der neuerlich verbesserten Wirtschaftsprognosen der 

Wirtschafts forschungsinstitute betragen rund 1, 5 Mrd. S. 

es 
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BSVG-Ge l t ende F ass ung 

S ic herung der Be i t r äge; H a f tu ng für 
Be1 t r agsschu l d igke1 t en 

§ 38 . (1 ) b is ( 7 ) unveränder t .  

( 8 ) D i e  zur V er t r e t ung ju r i s t isc her Personen 
ber u fenen Personen und d i e  gese t z l ic hen Ver t re t er 
nat ür l ic her Personen h a f t en i m  Rahmen i hrer 
Ver t ret ungsmac h t  neben den durc h  s i e  ver t re t enen 
Be i t r agsschu l dnern für d i e  vo n d i esen zu en t r ic h t enden 
Be i t räge i nsowe i t ,  a ls d i e  Be i t r äge aus Verschu l den des 
Ver t ret ers n ic h t  be i Fä l l igke i t en t r i c h t e t  wurden . 

Verwendung der M i t t e l  

§ 41 . D i e  M i t t e l  der Vers icher ung dür fen nu r für d i e  
geset z l ich vo rgeschr i ebenen oder zU l äss igen Zwec ke 
verwendet werden . Zu den zU l äss igen Zwecken gehören 
auc h  d i e  Aufk l ärung und I n fo r ma t i o n  im Rahmen der 
Zus t änd igke i t  des Vers ic herungs t rägers . 

Zus amment re f fen e i nes Pens io ns ans pruches mi t 
E rwerbs e i nkommen aus e i ner d i e  P f l i c h t vers ic her ung 

nac h  d i es em Bu ndesgeset z n ic h t  beg ründenden 
E rwer bs t ä t igke i t 

§ 5 6 . (1 ) W i r d  neben e i nem Pens ions anspruc h  aus der 
Pens ionsvers ic herung m i t Aus nahme des Anspruches auf 
Wa isenpens ion noc h  E rwerbse i nkommen (Abs . 3 und 4)  aus 
e i ner g l e ic h ze i t ig ausgeüb t en Erwerbs t ä t igke i t ,  d i e  
n ic h t  d i e  P f l i c h t vers ic herung n ac h  d i es em Bundesgeset z 
beg ründe t , er z i e l t ,  so ruhen unbesc hade t des Abs . 2 
40 vH der Pens io n  mi t dem Be t r ag , um den das 1m Mo n a t  
gebührende E rwer bse i nkommen 3 306 S übers t e ig t , 
höc hs t ens j edoc h mi t dem Be t r ag , um den d i e  Summe aus 
Pens ion zuzüg l ich H i l f losenzusc huß und E rwerbs e i nkommen 
im Mo n a t  den Be t r ag vo n 7 231 S übers t e ig t . An d i e  
S t e l l e  der Be t räge vo n 3 306 S und 7 231 S t re t en ab 
1 .  Jänner e i nes j eden Jahres d i e  u n t er Bedac h t nahme au f 
§ 47 m i t der j ewe i l igen Aufwer t ungs zah l ( §  45 ) 
ver v i e l fac h t en Be t r äge . 

( 2 ) Is t Abs . 1 auf e i nen Anspruc h  auf 

SEI TE 

BSVG-Vo rgesch l agene F assu ng 

S ic herung der Be i t r äge; Ha f t ung für 
Be i t r agsschu l d1gke1 t en 

§ 38 . (1 ) b is ( 7 )  unverände r t . 

( 8 )  D i e  zur Ver t ret ung ju r is t isc her Personen 
ber u fenen Perso nen und d i e  ges et z l ic hen Ver t re t e r  
n a t ü r l icher Perso nen h a f t en 1m Rahme n  i hrer 
V er t re t ungsmac h t  neben den du rc h s i e  ver t re t enen 
Be i t r agsschu l dner n für d i e  vo n d i esen zu en t r ic h t enden 
Be i t r äge i nsowe i t ,  a ls d i e  Be i t r äge aus V erschu l den des 

* Ver t r e t ers n ic h t  be i F ä l l igke i t  en t r i c h t e t  und t ro t z  
* zwe i ma l iger M ahnung du rch den Vers ic heru ngs t räg e r  ( §  3 6  
* Abs . 3 )  n ic h t  i nnerha l b  von zwe i  Woc hen bezah l t  werden . 

Verwendung der M i t t e l  

§ 41 . D i e  M i t t e l  der Vers ic heru ng dür fen nu r für d i e  
gese t z l ich vo rgesc h r i ebenen oder zU l äss igen Zwec k e  
verwendet werden . Zu d e n  zU l äss igen Zwec ken g ehören 

* 9uc h  d i e  Aufk l äru ng , I n fo rma t ion und so ns t ige Fo rmen der 
* Ö f fen t l ic hke i tsarbe i t  im Rahmen der Zus t änd igke i t  des 
* Vers ic heru ngs t rägers. 

Zusammen t re f fen e i nes Pens ionsanspruches m i t 
E rwerbse i nkommen aus e i ner d i e  P f l i c h t vers icherung 

nac h  d i es em Bu ndesges e t z n ic h t  beg ründenden 
E rwerbs t ä t igke i t 

§ 5 6 . (1 ) Wi rd neben e i nem Pens ions ans pruc h  aus der 
Pens io nsvers icheru ng mi t Ausnahme des Ans p r uc hes a u f  

* Wa is enpens ion noc h E r werbs e i nkommen ( Abs . 4 u nd 5 )  aus 
e i ner g l e ichze i t ig ausgeüb t en E rwerbs t ä t igke i t ,  d i e  
n ic h t  d i e  P f l i c h t vers ic herung n ac h  d i es em Bundesgeset z 

* beg ründe t, er z i e l t, so ru hen u nbesc hadet der Abs . 2 
* und 3 50 vH der Pens io n m i t dem Bet r ag, um den das 1m 
* Mo n a t  gebührende E rwerbs e i nkommen 8 000 S übers t e ig t , 
* höchs t ens j edoc h  m i t 50 vH des Bet r ag es , um den d i e  
* Summe aus Pens ion zuzüg l i c h  H i l f l osenzusc hu ß  und 
* E rwerbs e i nkommen im Mo n a t  den Bet r ag vo n 1 4  000 S 
* übers t e ig t .  An d i e  S t e l l e  der Bet r äg e  vo n 8 000 S u nd 
* 1 4  000 S t re t en ab 1 .  Jänner e i nes j eden J ah r es , 
* ers tma ls ab 1 .  Jänner 1 991 , d i e  u n t er Bedac h t nahme auf 
* § 47 m i t der j ewe i l igen Au fwer t ungs z a h l (§  45 ) 
* verv i e l fac h t en Be t räge . 

( 2 )  Is t Abs . 1 au f e i nen Anspruc h  a u f  
* E rwerbsun fäh i g k e i ts pens i o n  anzuwenden u n d  w i rd das 
* E rwer bse i nkommen aus e i ner E rwerbs t ä t i g ke i t  er z i e l t ,  zu  
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BSV G-Ge l t ende F ass ung BSVG-Vo rgesc h l agene F assung 

* deren Aus übung der Vers iche r t e  durc h  M aßnahmen der 
* Rehab i l i t a t i o n  ( §  1 49 Abs . 1 d i es es Bundesges e t zes bzw. 
* § §  1 98 Abs . 1 und 300 Abs . 1 des A l lgeme i nen 
* So z i a l vers ic herungsges e t zes bzw . § 1 57 Abs . 1 des 
* Gewerb l ichen So z i a l vers ic herungsges e t zes) befäh ig t wurde 
* oder aufg rund deren der V ers icher t e  während des 
* Anspruches a u f  d i es e  Pens ion, ohne daß i hm M a ßnahme n  der 
* Rehab i l i t at ion gewähr t  wo r den s i nd, m i ndes t ens 
* 36 Be i t r agsmo n a t e  der P f l icht vers ic herung erwo rben h a t, 
* anzuwenden, so r uhen 40 vH der 
* E rwerbsun fäh igke i ts pens ion m i t dem Bet r ag, um den d as i m  
* Mon a t  gebührende E rwerbs e i nkommen 8 000 S übers t e ig t, 
* höchs t ens j edoc h m i t 50 vH des Bet r ag es, um den d i e  
* Summe aus Pens ion zuzüg l ich H i l f losenzusc huß und 
* E rwer bse i nkommen im Mo n a t  den Bet rag von 1 4  000 S 
* übers t e ig t . An d i e  S t e l l e  der Bet räg e  von 8 000 S und 
* 1 4  000 S t re t en ab 1 .  Jänner e i nes j eden Jahres, 
* ers t ma ls ab 1 .  Jänner 1 99 1 , d i e  u n t er Bedac h t nahme a u f  
* § 4 7  mi t d e r  j ewe i l igen Aufwer t ungs z ah l  ( §  45) 
* ver v i e l fac h t en Bet räge . D i e  Vo r auss e t zung des Vo r l i egens 
* vo n 36 Be i t r agsmo n a t en der P f l ich t vers i c herung en t fä l l t, 
* so fern der Vers ic her t e  Be i t r agsmo n a t e  der 
* P f l i c h t vers icher ung erw i r b t  und i hm i n  d i eser Ze i t  e i n  
* F re i be t r ag au fg rund e i ner M i nderung der E rwerbs fäh i g ke i t 
* vo n mi ndes t ens 65 vH nac h  § 35 Abs . 3 des 
* E i nkommens t euerges e t zes 1 988 , BGB1 . Nr . 400 , gebühr t .  

a )  W i t wen (Wi t wer ) pens ion anzuwenden, * 

b ). E rwerbsunfäh i g k e i tspens ion anzuwenden und w i rd * 
das E rwerbse i nkommen aus e i ner E r werbs t ä t igke i t * 
er z i e l t, zu deren Aus übung der Vers icher t e  * 
durc h M aßnahmen der Rehab i l i t at ion ( §  1 49 * 
Abs . 1 d i eses Bundesgeset zes bzw . § §  1 98 Abs . * 
und 300 Abs . 1 des A l lgeme i nen * 

. So z i a l vers icherungsgeset zes bzw . § 1 57 Abs . 1 * 
des Gewer b l ichen So z i a l vers icherungsgeset zes )  * 
befäh ig t wurde oder aufg r und deren der * 
Vers icher te während des Anspruches auf d i ese * 
Pens ion, ohne daß i hm M aßnahmen der * 
Rehab i l i t at ion gewähr t  wo r den s i nd, mi ndes t ens * 
36 Be i t r agsmo n a t e  der P f l ic h t vers icherung * 
erwo r ben ha t, * 

so ruhen 40 vH der W i t wen (W i t wer ) pens ion bzw . der * 
E rwerbsun fäh i g k e i ts pens ion m i t dem Bet r ag, um den das i m  * 
Mo n a t  gebührende E rwerbse i nkommen 6 1 56 S übers t e ig t, * 
höc hs tens j edoc h mi t dem Bet r ag, um den d i e  Summe aus * 
Pens io n  zuzüg l ich H i l f losenzuschuß und E rwer bs e i nkommen * 
i m  Mo n a t  den Bet r ag vo n 1 0  585 S übers t e ig t . An d i e  * 
S t e l l e  der Be t räge vo n 6 1 56 S und 1 0  585 S t re t en ab * 
1 .  Jänner e i nes j eden Jahres d i e  un t er Bedac h t n ahme auf * 
§ 47 m i t der j ewe i l igen Aufwer t ungs zah l ( §  45) * 
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BSV G-Ge 1 t ende Fassung BSVG-Vo rgesch 1 agene F ass ung 

ver vi e l fac h t en Be t räge . Die Vo rausset zung des Vo r1iegens * 
vo n 36 Bei t r agsmo naten der P f lic h t versic herung en t fä l l t ,  * 
so fern der Versic her t e  Bei t r agsmo n a t e  der * 
P f lic h t versic herung erwi r b t  und i hm i n  dieser Zei t  ein * 
F r eibe t r ag aufg rund einer Mi nderung der E rwerbs fähigkei t * 
vo n mindes t ens 65 vH nac h  § 35 Abs . 3 des * 
Ei nkommens t euergeset zes 1 988 , BGB 1 . Nr . 400 , gebühr t .  * 

( 3 )  A ls E rwer bseinkommen im Sinne des Abs . 1 gi l t  bei 
einer g l eic hzei tig ausgeübten 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

a) unse l bs t ändigen E rwerbs t ä tigkei t das aus dies er * 
Tätigkei t gebührende E n tge l t ;  * 

b) se l bs t ändigen E rwerbs t ä tigkei t  der auf den * 
Ka l endermonat en t fa l l ende Tei l der * 
nac hgewiesenen Einkün f t e  aus dieser * 
E rwerbs t ätigkei t . * 

Hi nsic h t lic h  der E rmi t t l ung des E rwer bseinkommens aus * 
einem 1 and ( fo rs t)wi r tsc h a f t 1ic hen Bet rieb is t § 1 40 * 
Abs . 5 und 6 ents prechend anzuwenden . A ls * 
E rwer bs ei nkommen im Si nne des Abs . 1 g e l t en auch die im * 
§ 23 Abs . 2 des Bezügegeset zes ,  BGB 1 . Nr. 273/ 1 972 , * 
bezeichne t en Bezüge . * 

( 3) Is t Abs . 1 au f einen Anspruc h  auf 
wi t wen (Wi t wer) pensio n anzuwenden , so r uhen 50 vH der 
Wi t wen (Wit wer )pensio n mi t 25 vH des Bet rag es , um den die 
Summe aus Pensio n zuzüg lich Hi 1 f 10senzusc huß und 
E rwerbs einkommen im Mon a t  den Bet r ag von 1 4  000 S 
übers t eig t . An die S t e l l e  des Be t rages vo n 1 4  000 S 
t ri t t  ab 1 .  Jänner eines j eden Jahres ,  ers t ma ls ab 
1 .  Jänner 1 99 1 , der unter Bedac h t nahme auf § 47 mi t der 
j ewei ligen Aufwe r t ungs zah l ( §  45 ) vervi e l fac h t e  Bet r ag .  

( 4) Hat der Pensio ns berec h tig t e  Anspruc h  auf eine 
Beihi l fe nac h  den beso nderen Vo rsc hri f t en über den 
F ami li en l as t enausg l eich, sind vom E rwerbsei nkommen für 
j edes Kind, für das Anspruc h  auf eine Beihi l fe bes t eh t, 
1 585 S im vo r aus abzuset zen . An die S t e l l e  dieses 
Bet r ages t ri t t  ab 1 .  Jänner eines j eden Jahres der u n t er 
Bedac h t nahme au f § 47 mi t der j ewei ligen Aufwer t ungs zah l 
( §  45) ver vi e l fac h t e  Be t r ag .  

* ( 4) A l s  E rwerbs ei n kommen im Sinne des Abs . 1 gi l t  bei 

SE ITE 3 

* einer g l eichzei tig ausgeübt en 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* 
* 

* 
* 
* 
* 

a) unse l bs t ändigen E rwerbs t ä tigkei t  das aus dieser 
T ä tigkei t gebührende E n tge l t ;  

b) s e l bs t ändigen E rwerbs t ä tigkei t  der a u f  den 
Ka l endermo n a t  ent fa l l ende T ei l  der 
n ac hgewiesenen Eink ün f t e  aus dieser 
E rwerbs t ä tigkei t . 

* Hinsic h t lic h der E r mi t t l ung des E rwerbs ei n kommens aus 
* ei nem 1and ( fo rs t) wi r tsc h a f t1ic hen Bet rieb is t § 1 40 
* Abs . 5 und 6 en ts p r ec hend anzuwenden . A ls 
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BSVG-Ge l t ende F assung 

( 5 )  Gebü h r t  im Ansch l uß an e i nen E n t ge l t bezug 
Kr ankenge l d  aus der Kr ankenver s i cherung nach dem 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset z  oder w i rd aus 
d i eser Ver s i cher ung An s t a l t sp f l ege gewähr t ,  so ruht für 
d i e  Dauer des Anspr uches auf Kr ankenge l d  oder der 
Gewährung von Ans t a l t sp f l ege der Pens i onsanspruch i n  der 
b i sher i gen Höhe we i t er ; h i ebe i i s t d i e  Verw i rkung ( §  88 
Abs . 1 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes ) oder 
Ver sagung ( §  1 42 Abs . 1 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes ) des Kr ankenge l danspruches 
dem Kr ankenge l danspruch g l e i chzuha l t en .  Der Gewährung 
von Ans t a l t sp f l ege i s t d i e  U n t erbr i ngung des 
Ver s i cher t en i n  e i nem Genesungs - ,  E r h o l ungs- oder 
Kurhe i m  oder e i ner Sonderk r ankenan s t a l t  und der E r s a t z  
der Ver pf l egskos t en gemäß § 1 3 1  oder § 1 50 des 
A l l geme i nen Soz i a l ve r s i cher ungsgeset zes g l e i chzus t e l l en . 

( 6 )  Waren d i e  Vor ausse t zungen für d i e  Anwendung der 
Abs . 1 bzw . 2 n i ch t  während e i nes ganzen Ka l ender j ahres 
gegeben , we i l  

• u • 

BSVG-Vorgesch l agene F a ssung 

* E rwer bse i nkommen im S i nne des Abs . 1 ge l t en auch d i e  i m  
* § 2 3  Abs . 2 des Bezügegeset zes , BGB 1 . Nr . 273/ 1 972 , 
* bezei chne t en Bezüge . 

* ( 5 )  Hat der Pen s i onsberech t i gt e  Anspruch au f e i ne 
* Be i h i l fe nach den besonderen Vor schr i f t en über den 
* F ami l i en l a s t enausg l e i ch , s i nd vom E rwerbse i nkommen für 
* j edes K i nd ,  für das Anspruch auf e i ne Be i h i l fe bes t eh t , 
* 1 585 S i m  vor aus abzuse t zen . An d i e  S t e l l e  d i eses 
* Be t r ages t r i t t  ab 1 .  Jänner e i nes j eden Jahres der u n t er 
* Bedacht nahme a u f  § 47 mi t der j ewe i l i gen Au fwer t ungs z a h l 
* ( §  45 ) verv i e l f ach t e  Bet r ag . 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* ( 6 )  Gebühr t i m  Ansch l uß an e i nen E n t ge l t bezug 
* Kr ankenge l d  aus der Krankenve r s i cherung n ach dem 
* A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgeset z  oder w i rd aus 
* d i eser Ver s i cherung Ans t a l t s p f l ege gewähr t ,  so r u h t  für 
* d i e  Dauer des Anspruches a u f  Kr ankenge l d  oder der 
* Gewährung von Ans t a l t sp f l ege der Pen s i onsanspr uch i n  der 
* b i sher i gen Höhe we i t er ; h i ebe i i s t d i e  Ver w i rkung ( §  88 
* Abs . 1 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes ) oder 
* Ver sagung ( §  1 42 Abs . 1 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cherungsgeset zes ) des Kr ankenge l danspruches 
* dem Kr ankenge l danspruch g l e i ch z uha l ten . Der Gewährung 
* von Ans t a l t sp f l ege i s t d i e  U n t erbr i ngung des 
* Ver s i cher t en i n  e i nem Genesungs- , E r h o l ungs- oder 
* Kurhe i m  oder e i ner Sonderkr ankenan s t a l t und der E r sa t z 
* der Verp f l egskos t en gemäß § 1 3 1  oder § 1 50 des 
* A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes g l e i chzus t e l l en .  

a )  der Pens i onsberech t i g t e  n i ch t  während des * 
ganzen Jahres Anspr uch auf Pens i on ha t t e oder * 

b )  n i ch t  s t änd i g  erwerb s t ä t i g  war oder * 

c )  h a t  der Pens i onsberech t i gt e  während der Ze i t ,  * 
i n  der er Anspruch a u f  Pens i on h a t t e ,  e i n  * 
E rwerbse i nkommen ( Abs . 3 )  er z i e l t ,  das i n  den * 
e i n z e l nen Ka l endermon a t en n i ch t  g l e i ch hoch * 
war , * 

kann er be i m  l e i s t ungs z u s t änd i gen Ver s i cherungs t räger * 
b i s  3 1 . Mär z  des fol genden K a l ender j ahres bean t r agen , * 
daß d i e  Bes t i mmungen der Abs . 1 bzw . 2 für das * 
vorangegangene Ka l ender j ah r  oder den Te i l desse l ben , für * 
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BSVG-Ge l t ende Fas sung BSVG-Vorgesch l agene F assung 

den e i n  Pen s i onsanspruch bes t and , neuer l i ch angewendet * 
werden , i n  den F ä l l en der l i t .  0 und c ,  sofern das � * 
erz i e l t e  E rwerbse i nkommen während des ganzen * 
Ka l ender j ahres das Zwö l f fache �des nach § 5 Abs .  2 l it .  c * 
des A l l geme i nen Soz i a l  ver s i cher ungsgeset zes jewe�i 1 s m- * 
Be t r ach t kommenden Mon a t se i nkommens i m  vor angegangenen * 
Ka l ender j ahr n i ch t  übe r schr i Lt en liat; a l s  monat l i ch * 
er z i e l t es E rwerbse i nkommen i s t dabe i das i m  Durchschn i t t  * 
a u f  d i e  Mona t e , i n  denen Pen s i on sanspruch bes t and , * 
en t fa l l ende E rwerbse i nkommerr anzunehmen . E i ne sol che� - * 
neuer l i che F e s t s t e l l ung kann� j ederze fr-auch von Amt s * 
wegen er fo l gen . E rg i bt s i ch dar aus � i n  Mehr be t r ag * 
gegenüber dem zur Auszah l ung gel angten mona t l i chen * 
Pens i onsbe t r ag ,  i s t der Mehrbe t r ag dem * 
Pens i onsberech t i gt en zu e r s t a t t en .  * 

( 7) Mehrere Pen s i onsansprüche s i nd zU e i nef E i nhe i t  
zusammenzu fas sen . Kämen für d i e� E rmi t t l ung des 
Ruhensbe t r ages sowoh l d i e  i m  Abs . 1 a l s- auch d i e  i m  
Abs . 2 genan n t en Grenzbe t r �e i n  Be t r ach t , s o  s i nd d i e  
i m  Abs . 1 genan n t en Grenzbe t räge maßgebend . Der 
Ruhensbe t rag i s t auf mehrere b.et e i l i gt e  
Pens i onsansprüche nach�eren Höhe a u f z u t e i l en . 

SE I TE 5 

* ( 7) Waren d i e  Vor ausset zungen für d i e  Anwendung der 
* Abs . 1 ,  2 bzw . 3 n i ch t  während e i nes ganzen 
* Ka l ender j ahres gegeben , we i l  
* 
* 
* 
* 

* a) der Pen s i onsberech t i g t e  n i ch t  während des 
* ganzen Jahres Anspruch au f Pens i on hat t e  oder 

* b) n i ch t  s t änd i g  erwerb s t ä t i g  w a r  oder 

* c )  hat  der Pen s i onsberech t i gt e  während der Ze i t ,  
* i n  der er Anspruch au f Pen s i on hat fe ,  e i n  
* E rwerbse i nkommen ( Abs . 4) er z i e l t ,  das i n  den 
* e i nze l nen K a l endermona t en n i ch t g l e i ch hoch 
* war , 

* kann er be i m l e i s t ungszust änd i gen Ver s i cherungs t räg�er 
* b i s  3 1 . Mär z  des fol genden Ka l ender j ahres bean t r agen , 
* daß d i e  Best i mmungen der Abs . 1 ,  2 bzw . 3 für das 
* vorangegangene Ka l ender j ahr oder den Te i l  desse l ben , für 
* � e i n  Pen s i onsanspruch best and , neuer l i ch angewendet 
* werden , i n  den F ä l l en der l i t .  b und c ,  sofern das 
* erz i e l t e E rwerbse i nkommen während des ganzen 
* Ka l ender j ahres das Zwö l f fache des nach § 5 Abs . 2 l i t .  c 
* des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungSgeset zes j ewe i l s  i n  
* Bet r acht kommenden Mon a t se i nkommens i m  vorangegangenen 
* Ka l ender j ahr n i ch t  überschr i t t en h a t ; a l s  mona t l i ch 
* erz i e l t es E rwerbse i nkommen i s t dabe i das i m  Durchschn i t t  
* au f d i e  Mona t e ,  i n  denen Pen s i onsanspruch best and , 
* ent fa l l ende E rwerbse i nkommen anzunehmen . E i ne sol che 
* neuer l i che F e s t s t e l l ung k ann j eder ze i t auch von Amt s 
* wegen er fo l gen . E rg i bt s i ch darau s  e i n  Meh r be t r ag 
* gegenüber dem zur Aus z ah l ung ge l angt en mona t l i chen 
* Pen s i onsbe t r ag ,  i s t der Mehr bet r ag dem 

SE I TE 5 

249/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
36 von 48

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



, 
I ' 

, ' 
I , "  

,J' I : I 

249/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 37 von 48

www.parlament.gv.at



�- � 

BSVG�Ge l t ende F a s sung 

Bez i ehungen zu den ö f fen t l i chen Kr ankenans t a l t en 

§ 9 1 . G r u n  d s a t z  b e s t i m m u n g . Für  d i e  
Rege l ung der Bez i ehungen des Ver S i cherungs t r äger s  zu den 
ö f fen t l i chen Kr ankenan s t a l ten ge l t en gemäß Ar t i ke l  1 2  
Abs . 1 Z .  1 des Bundes-Ver fassungsgese t zes i n  der 
F assung von 1 929 fol gende Grundsä t ze :  

1 .  unveränder t .  

2 .  M i t den vom Ver s i cher ungs t r äger gezah l t en 
P f l egegebührener sät zen und den im § 27 a des 
Kr ankenan s t a l t engese t zes , BGB 1 . Nr . 1 / 1 957 , vorgesehenen 
Kos t enbe i t rägen s i nd a l l e  Le i s t ungen der Kr ankenans t a l t 
m i t Ausnahme der im § 27 Abs . 2 des 
Krankenan s t a l t engeset zes angeführ t en Lei s t ungen 
abgego l ten . 

* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

BSVG-Vorgesch l agene F as sung 

Pen s i onsber ech t i gt en zu e r s t a t t e n . 

( 8 )  Be i Anwendung der Abs . 1 ,  2 und 3 s i nd mehrere 
Pen s i onsansprüche zu e i ner E i nhe i t  zusammenz u f a s sen . 
Kämen für d i e  Ermi t t l ung des Ruhensbe t r ages sowoh l d i e  
i m  Abs . 1 a l s  auch d i e  i m  Abs . 2 bzw . 3 genann t en 
Grenzbe t räge i n  Be t r ach t , so s i nd d i e  i m  Abs . 1 
genan n t en Grenzbe t räge maßgebend . Der Ruhensbet r ag i s t  
auf mehrere be t e i l i g t e  Pen S i onsansprüche nach deren Höhe 
aufzu t e i l en .  

Bez i ehungen zu den ö f fent l i chen Kr ankenan s t a l t en 

§ 9 1 . G r u n d s a t z  b e s t i m m u n g . F ü r  d i e  
Rege l ung der Bez i ehungen des Ver s i cherungs t räger s zu den 
öffen t l i chen Kr ankenans t a l t en ge l t en gemäß Ar t i ke l  1 2  
Abs . 1 Z .  1 des Bundes-Ver fassungsgese t zes i n  der 
Fassung von 1 929 fol gende Grundsät ze :  

1 .  unveränder t .  

* 2 .  A l l e  Le i s t ungen der Kr ankenans t a l t e n  m i t Ausnahme 
* der i n  § 27  Abs . 2 des Kr ankenan s t a l  t engeset zes , 
* BGB 1 . Nr . 1 / 1 957 , angeführ ten Le i s t ungen s i nd m i t 
* 
* 
* 
* 

* a )  den vom Ver s i cherungs t r äger gezah l t en 
* P f l egegebührene r s ä t zen , 

* b )  den i n  § 27 a des K r ankenan s t a l t engeset ze s  
* vorgesehenen Kos t enbe i t rägen , 

* c )  be i Angehör i gen des Ver s i cher t en auch m i t dem 
* Kost enbe i t r ag nach § 80 Abs . 2 und 

* d )  mi t den Be i t r ägen der 
* Kr ankenver s i cher ungst r äger zum 
* Kr ankenan s t a l t en-Zusammen a r be i t s fonds 

* abgego l t en . 

3 .  b i s  5 .  unveränder t .  3 .  b i s  5 .  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende Fas sung 

Le i s t ungen aus dem Ver s i cher ungs f a l l der Mu t t e r scha f t  

§ 97 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Ä r z t l i cher Be i s t and und Hebammenbe i s t and werden 
i n  ent sprechender Anwendung der §§  84 , 85 und 88 , 
Hauskr ankenpf l ege i n  en t sprechender Anwendung des § 94 
gewäh r t . 

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  

Wander ver s i cher ung 

§ 1 20 .  ( 1 )  b i s  ( 6 )  unver änder t .  

( 7 )  I s t  e i n  Ver s i cher t er gemäß den Abs . 2 b i s  5 der 
Pen s i onsver s i cherung nach d i esem Bundesgese t z  zugehör i g ,  
so hat der Ver s i Cherung s t r äger d i e  Bes t i mmungen d i eses 
Bundesgeset zes mi t fol gender Maßgabe anzuwenden : 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  Be i t räge zur Höhervers i cher ung gemäß § 248 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes und gemäß § 1 4 1  
Abs . 1 des Gewerb l i chen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes 
ge l t en a l s  Be i t räge zur Höher ver s i cherung im S i nne des 
§ 1 32 Abs . 1 .  

6 .  und 7 .  unveränder t .  

Besonderer S t e i gerungsbe t r ag für Be i t r äge zur 
Höher ver s i cher ung ; Höher ver s i cherungspen s i on 

§ 1 32 .  ( 1 )  unveränder t . 

( 2 )  Männ l i che P f l i ch t ver s i cher t e ,  d i e  das 
65 . Leben s j ahr , und we i b l i che P f l i ch t ver s i cher t e ,  d i e  
das 60 . Lebensj ahr vo l l ende t , d i e  War t e ze i t für d i e  
A l t er spen s i on e r f ü l l t , j edoch aus dem Grund der 
N i ch t e r fü l l ung der besonderen Vor ausset zungen des § 1 2 1  
Abs . 2 ke i nen An spruch auf A l ter spen s i on haben , erha l t en 
für d i e  zur HÖher ver s i cher ung ge l e i s t e t en Be i t r äge auf 
An t r ag e i ne Höherver s i cher ungspen s i on .  

( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  F ü r  d i e  Bemessung des besonderen 

SE I TE 7 

BSVG-Vorgesch l agene F a ssung 

Le i s t ungen aus dem Ver s i cherungs fa l l  der Mu t t er scha f t  

§ 97 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

* ( 4 )  Ä r z t l i cher Be i s t and , Hebammenbe i s t and und 
* Be i s t and durch d i p l omi er t e  K i nderk r anken- und 
* Säug l i ngs schwes t e r n  werden i n  ent spreChender Anwendung 
* der §§ 84 , 85 und 88 , Hauskr ankenp f l ege i n  
* ent sprechender Anwendung des § 94 gewähr t .  

( 5 )  und ( 6 )  unver änder t .  

Wander ver s i cherung 

§ 1 20 .  ( 1 )  b i s  ( 6 )  unverände r t . 

( 7 )  I s t  e i n  Ver s i cher t er gemäß den Abs . 2 b i s  5 der 
Pen s i onsver s i cherung n ach d i esem Bundesgeset z zugehör i g ,  
so hat der Ver s i Cherungs t räger d i e  Bes t i mmungen d i eses 
Bundesgese t zes mi t fol gender Maßgabe anzuwenden : 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

* 5 .  Be i t r äge zur Höherver s i cherung i m  S i nne der 
* § §  248 und 250 a des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cher ungsgeset zes und im S i nne der §§ 1 4 1  und 
* 1 4 1  a des Gewe r b l i chen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes 
* ge l t en a l s  Be i t räge zur Höherver s i cherung gemäß § 1 32 
* bzw . § 1 32 a .  

6 .  und 7 .  unveränder t .  

Besonderer S t e i ger ungsbe t r ag für Be i t r äge zur 
Höherver s i cherung ; Höherver s i cherungspens i on 

§ 1 32 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Männ l i che P f l i ch t ver s i cher t e , d i e  das 
65 . Leben s j ahr , und we i b l i che P f l i ch t ver s i cher t e ,  d i e  
das 60 . Lebensj ahr vo l l ende t , d i e  War t eze i t  für d i e  
A l t e r spen s i on er fü l l t ,  J edoch aus dem Grund der 
N i ch t e r fü l l ung der besonder en Vorausset zungen des § 1 2 1  
Abs . 2 k e i nen Anspruch a u f  A l t er spen s i on haben , e r ha l t en 

* für vor dem 1 .  Jänner 1 986 zur HÖher ver s i cherung 
* ge l e i s t e t e  Be i t räge auf An t r ag e i ne 
* Höherver s i cherungspen s i on .  

( 3 )  b i s ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  F ü r  d i e  Bemes sung des besonderen 
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BSVG-Ge l t ende F assung 

S t e i gerungsbe t r ages und des Mon a t sbe t r ages der 
Höherver s i cherungspens i on s i nd Be i t r äge zur 
Höher ver s i cherung , d i e  für nach dem 3 1 . Dezember 1 985 
ge l egene Ver s i cherungsze i t en ge l e i s t e t wurden oder a l s  
ge l e i s t e t ge l t en , m i t dem i hrer z e i t l i chen Lager ung 
ent sprechenden Aufwer t ungs fak t or ( §  45 ) aufzuwer t en und 
mi t e i nem F ak t or zu verv i e l fachen . D i eser F ak t or i s t 
durch Verordnung des Bundesmi n i s t e r s  für Arbe i t und 
Soz i a l es nach ver s i cherungsma t hema t i schen Grundsät zen 
fes t zuset zen . D i e  Verordnung bed a r f  der Zus t i mmung des 
Haup t ausschu sses des Nat i ona l r a t es . 

( 7 )  Der monat l i ch gebührende besondere 
S t e i ger ungsbe t r ag und der Monat sbe t r ag der 
Höherver s i cherungspen s i on für nach dem 3 1 . Dezember 1 985 
ge l egene Ver s i cherungsze i t en i s t d i e  Summe der nach 
Maßgabe des Abs . 6 berechne t en Bet r äge für d i e  
j ewe i l i gen Ka l ender j ahre , i n  denen Be i t r äge zur 
HÖher ver s i cher ung ge l e i s t e t  wurden oder a l s  ge l e i s t e t  
ge l t en . 

SE I TE 8 

BSVG-Vorgesch l agene Fassung 

* S t e i gerungsbe t r ages s i nd Be i t r äge zur Höher ver s i cherung , 
* d i e  für nach dem 3 1 . Dezember 1 985 ge l egene 
* Ver s i cherungsze i t en ge l e i s t et wurden oder a l s  ge l e i s t e t  
* ge l t en , mi t dem i hrer z e i t l i chen Lagerung ent sprechenden 
* Au fwer t ungs fak t or ( §  45 ) aufzuwe r t en und mi t e i nem 
* F ak t or zu ver v i e l fachen . D i eser F ak t or i s t durch 
* Veror dnung des Bundesmi n i s t e r s  für Arbe i t  und Soz i a l es 
* nach ver s i cherungsma t hema t i schen Grundsä t zen 
* fes t zuset zen . D i e  Verordnung bedar f der Zus t i mmung des 
* Haupt ausschusses des Nat i ona l r a t e s . 
* 

( 7 )  Der mona t l i ch gebührende besondere 
* S t e i gerungsbe t rag für nach dem 3 1 . Dezember 1 985 
* ge l egene Ver s i cherungsze i t en i s t d i e  S umme der nach 
* Maßgabe des Abs .  6 berechnet en Bet räge für d i e  
* j ewe i l i gen Ka l ender j ah r e , i n  denen Be i t r äge zur 
* Höherver s i cherung ge l e i s t e t  wurden oder a l s  ge l e i s t e t  
* ge l t en . 
* 

* ( 8 )  Höherver s i cher t e ,  d i e  k e i nen Anspruch auf e i ne 
* Le i s t ung aus der Pen s i onsver s i cherung nach d i esem oder 
* e i nem anderen Bundesgese t z  haben , erha l t en für Be i t r äge 
* zur Höherver s i cherung , d i e  für nach dem 
* 3 1 . Dezember 1 985 ge l egene Ver s i cherungsze i t en ge l e i s t e t  
* wurden oder a l s  ge l e i s t e t ge l t en , a u f  An t rag e i ne 
* Höher ver s i cherungspens i on aus den Ver S i cherungs fä l l en 
* des A l t er s  und des Todes .  Im übr i gen s i nd d i e  
* Bes t i mmungen des Abschn i t t es 1 1 1  des Zwe i t en Te i l es 
* d i eses Bundesgese t zes e n t sprechend an zuwenden . Im 
* Ver s i cherungs f a l l des A l t er s  fä l l t  d i e  
* Höherver s i cherungspens i on be i männ l i chen 
* Höher ver s i cher t en frühe s t en s  mi t Vo l l endung des 
* 65 . Lebensj ahres und be i we i b l i chen Höherver s i cher t en 
* fr ühes tens mi t Vo l l endung des 60 . Leben s j ahres an . 
* H i ns i ch t l i ch des An fa l l s  der Le i s t ungen g i l t  § 5 1  
* en t sprechend . 

* ( 9 )  D i e  Höhe des Mon a t sbe t rages der 
* Höherver s i cherungspens i on nach Abs . 8 e r r echnet s i ch 

* 1 .  i m  Ver s i cherungs f a l l  des A l t e r s  nach Maßgabe der 
* Abs .  6 und 7 ;  

* 2 .  i m  Ver s i cher ungs fa l l  des Todes gebühren 60 vH der 
* HÖher ver s i cherungspenS i on nach Z 1 .  

* ( 1 0 )  Zur Höher ve r s i cherungspens i on i s t der 
* H i l f l osenzuschuß , der K i nderzuschuß und d i e  
* Ausg l e i chszu l age n i ch t  z u  gewähren . 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

* Höher ver s i cherung au f Gr und des 
* Bet r i ebspens i onsgese t zes , Berück s i c h t i gung 
* i n  der Le i s t ung 

* § 1 32 a .  ( 1 )  Für Be i t räge zur HÖherver s i cherung , d i e  
* auf Grund der Bes t i mmungen des Bet r i ebspen s i onsgeset ze s  
* en t r i c h t e t  wurden , i s t e i n  besonderer S t e i ger ungsbe t r ag 
* zu gewähren . D i e  Höhe des besonderen S t e i gerungsbe t r ages 
* errechnet s i ch be i der Pen s i on aus e i gener 
* Pen s i ons ver s i cherung nach Maßgabe des § 1 32 Abs . 6 
* und 7 .  

* ( 2 )  I n  den Fä l l en des § 7 7  Abs . 6 Z 3 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cherungsgese t zes gebü h r t  der besondere 
* S t e i gerungsbe t r ag zu den Le i s t ungen aus den 
* Ver s i cherungs fä l l en der Pen s i onsver s i cherung , 
* ausgenommen der Ver s i cherungs fa l l  des Todes , f r ühe s t en s  
* m i t dem Ab l au f  von zwö l f Ka l endermon a t en nach dem Ende 
* des Ka l endermona t e s , i n  dem d i e  E i nzah l ung e r f o l g t  i s t 
* ( §  78 Abs . 2 Z 2 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ve r s i cherungsgeset zes ) . 

Vor ausset zungen für den Anspr uch auf Ausg l e i chszu l age Vor ausset zungen für den Anspruch auf Ausg l e i ch s zu l age 

§ 1 40 .  ( 1 )  E r r e i ch t  d i e  Pen s i on zuzüg l i Ch e i nes aus 
übr i gen E i nkün f t en des Pens i onsberech t i g t en erwachsenden 
Net t oe i nkommens und der gemäß § 1 42 zu 
berücks i ch t i genden Be t räge n i ch t  d i e  Höhe des für i hn 
ge l t enden R i ch t s a t zes ( §  1 4 1 ) ,  so h a t  der 
Pen s i onsberech t i gt e , sol ange er s i ch im I n l and aufhä l t ,  
nach Maßgabe der Bes t i mmungen d i eses U n t e r abschn i t t e s  
Anspruch au f e i ne Ausg l e i chszu l age z u r  Pens i on .  Z u r  
Höherve r s i cher ungspens i on gemäß § 1 32 Abs . 2 i s t d i e  
Ausg l e i chszu l age n i ch t  z u  gewähren . 

( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Ne t t oe i nkommen i m  S i nne der Abs . 1 und 2 i s t , 
sowe i t  i m  fo l genden n i ch t s  anderes bes t immt w i rd ,  d i e  
Summe sämt l i cher E i nkün f t e  i n  Ge l d  oder Ge l deswer t nach 
Ausg l e i ch mi t Ver l u s t en und verm i nder t um d i e  gese t z l i ch 
gerege l t en Abzüge . Für d i e  Bewer t ung der Sachbezüge 
g i l t ,  sowe i t  n i ch t  Abs . 7 anzuwenden i s t , d i e  Bewer t ung 
für Zwecke der LOhns t euer mi t der Maßgabe , daß a l s  Wer t 
der vo l l en fre i en S t a t i on der Be t r ag von 2 040 S 
heranzuz i ehen i s t ; an d i e  S t e l l e  d i eses Bet r ages t r i t t  
ab 1 .  Jänner e i nes j eden Jahres e r s t ma l s  ab 
1 .  Jänner 1 987 , der un t er Bedac h t nahme au f § 47 mi t der 
j ewe i l i gen AU fwer t ungszah l ( §  45 ) ver v i e l fach t e  Be t rag . 
Für d i e  Bewe r t ung der S achbezüge g i l t ,  sowe i t  n i ch t  
Abs . 7 anzuwenden i s t , d i e  Bewer t ung für Zwecke der 
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§ 1 40 .  ( 1 )  E r re i ch t  d i e  Pen s i on zuzüg l i ch e i nes aus 
übr i gen E i nkün f t en des Pens i onsberech t i gten erwach senden 
Net t oe i nkommen s  und der gemäß § 1 42 zu 
ber ück s i ch t i genden Bet r äge n i c h t  d i e  Höhe des für i hn 
ge l t enden R i ch t s a t zes ( §  1 4 1 ) ,  so h a t  der 
Pen s i onsberech t i g t e ,  sol ange er s i ch im I n l and aufhä l t ,  
nach Maßgabe der Bes t i mmungen d i eses U n t er abschn i t t es 

* Anspruch auf e i ne Au sg l e i ch s z u l age zur Pens i on .  
* 
* 

( 2 )  unveränder t .  

( 3 ) Net t oe i nkommen i m  S i nne der Abs . 1 und 2 i s t , 
sowe i t i m  fol genden n i ch t s  anderes bes t i mmt w i rd ,  d i e  
Summe sämt l i cher E i nkün f t e  i n  Ge l d  oder Ge l deswer t nach 
Ausg l e i ch m i t Ver l us t en und vermi nder t um d i e  geset z l i ch 
gerege l t en Abzüge . Für d i e  Bewer t ung der Sachbezüge 
g i l t ,  sowe i t  n i ch t  Abs .  7 anzuwenden i s t ,  d i e  Bewe r t ung 
für Zwecke der Lohns t euer mi t der Maßgabe , daß a l s  Wer t  
der vo l l en fre i en S t a t i on der Bet r ag von 2 040 S 
heranzuz i ehen i s t ; an d i e  S t e l l e  d i eses Bet r ages t r i t t  
ab 1 .  Jänner e i nes j eden Jahres e r s t ma l s  ab 

* 1 .  Jänner 1 987 , der u n t er Bedach t nahme auf § 47 m i t dem 
* Anpassungs fak t or ( §  45 ) ver v i e l fach t e  Be t r ag . F ü r  d i e  
* Bewe r t ung der S achbezüge g i l t ,  sowe i t  n i ch t Abs . 7 
* anzuwenden i s t , d i e  Bewe r t ung für Zwecke der Lohns t euer . 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

Lohnst euer . 

( 4 )  Be i Anwendung der Abs . 1 b i s  3 haben außer 
Bet r acht  zu b l e i ben : 

a )  b i s  k )  unver änder t .  

1 )  Le i s t ungen auf Gr und der Au fgab� , Übergabe , 
Verpach t ung oder anderwe i t i gen Uber l assung 
e i nes l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Bet r i ebes , 
wenn Abs .  7 zur Anwendung gel angt ; 

m )  und n )  unver ände r t . 

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  

( 7 )  Wurde d i e  Bew i r t scha f t ung e i nes 
l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Bet r i ebes au fgegeben , der 
Be t r i eb übergeben , verpach t e t  oder au f andere We i se 
j emandem zur Bew i r t sch a f t ung über l a ssen , so s i nd der 
Ermi t t l ung des E i nkommens des b i sher i gen E i gent üme r s  
( des Ver päch t er s )  ohne Rück s i ch t  au f Ar t u n d  Au smaß der 
ausbedungenen Le i s t ungen 2 1 , 6  vH des durchschn i t t l i chen 
E i nhe i t swer t es ( Abs . 8 )  der übergebenen , verpach t e t en 
oder zur Bew i r t scha f t ung über l as senen 
l an d ( for s t ) w i r t scha f t l i chen F l ächeD zugrunde zu l egen , 
sofern d i e  Ubergabe ( Verpach t ung , Uber l as Sung ) n i ch t  
mehr a l s  zehn Jahre , gerechne t vom S t i ch t ag ,  
�urück l i egt . H i ebe i i s t be i e i ner Übergabe ( Verpach t ung , 
Uber l as sung ) vor dem S t i ch t ag vom durchschn i t t l i chen 
E i nhe i t swer t ( Ab s . 8 ) , i n  a l l en übr i gen F ä l l en von dem 
a u f  d i e  übergebenen F l ächen en t fa l l enden E i nhei t swer t i m  
Ze i t punk t der Übergabe ( Verpach t ung , Über l assung ) 
auszugehen . E i n  Zwö l f t e l  des au f d i ese We i se errechne t en 
Bet r ages , gerundet au f vo l l e Sch i l l i ng ,  g i l t  a l s  
mona t l i ches E i nkommen . Abs .  6 i s t en t sprechend 
anzuwenden . 

( 8 )  Sowe i t e i n  durchschn i t t l i cher E i nhe i t swer t gemäß 
Abs . 7 heran zuz i ehen i s t , i s t er durch e i ne Te i l ung der 
S umme der E i nh e i t swer t e ,  d i e  für den 
l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Be t r i eb i n  den e i nze l nen der 
l e t z t en 1 20 Ka l endermon a t e  vor dem S t i ch t ag i m  S i nne des 
Abs . 9 i n  Be t r acht kommen , durch d i e  Anzah l der Mon a t e  
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BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

( 4 )  Be i Anwendung der Abs . 1 b i s  3 haben außer 
Bet r ach t zu b l e i ben : 

a )  b i s  k )  unveränder t .  

1 )  Le i s t ungen auf Grund der Au fgab� , Übergabe , 
Verpach t ung oder anderwe i t i gen Uber l assUng 
e i nes l and ( for s t ) w i r t schaf t l i chen Bet r i ebes , 
wenn Abs . 7 bzw . Abs . 8 zur Anwendung ge l angt ; 

m )  und n )  unveränder t .  

( 5 )  und ( 6 )  unver änder t .  

( 7 )  Wurde d i e  Bew i r t schaf t ung e i nes 
l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Bet r i ebes au fgegeben , der 
Bet r i eb übergeben , verpach t e t  oder auf andere We i se 

* j emandem zur Bew i r t sch a f t ung über l assen , so i s t  be i 
Ermi t t l ung des E i nkommens des b i sher i gen E i gen t ümer s  
( des Ver päch t er s )  ohne Rück s i ch t  a u f  A r t  und Ausmaß der 

* ausbedungenen Le i s t ungen vom E i nh e i t swer t der 
* übergebenen , verpach t e t en oder zur Bew i r t scha f t ung 
* über l as senen l and ( for s t ) w i r t schaf t l i chen F l ächen 
* auszugehen , sofer n d i e  Ubergabe ( Ver pach t ung , 
* Über l assung ) n i ch t  mehr a l s  zehn Jahre , gerechne t vom 
* S. t i c h t ag ,  zurück l i eg t . Be i e i ner Ubergabe ( Ver pach t ung , 
* Uber l assung ) vor dem S t i ch t ag i s t vom durchschn i t t l i chen 
* E i nhe i t swer t  ( Abs . 9 ) , i n  a l l en übr i gen F ä l l en von dem 
* a u f  d i e  übergebenen F l ächen en t fa l l enden E i nhe i t swer t i m  
* Ze i t punk t der Übergabe ( Verpach t ung , Über l asSUng ) 
* aus zugehen . A l s  mona t l i ches E i nkommen g i l t  für Per sonen , 
* d i e  mi t dem Ehega t t en ( der Ehegat t i n )  i m  geme i ns amen 
* Hausha l t  l eben , be i e i nem E i nhe i t swer t von 90 000 S und 
* darüber e i n  Bet r ag von 3 3 1 5  S ,  be i a l l e i n s t ehenden 
* Per sonen be i e i nem E i nh e i t swer t von 63 000 S und dar über 
* e i n  Bet r ag von 2 3 1 4  S .  D i ese Bet r äge vermi ndern s i ch 
* für E i nhei t swer t e  u n t er 90 000 S bzw . 63 000 S i m  
* Ver hä l t n i s  des maßgeb l i chen E i nhe i t swer t es z u  den 
* genan n t en E i nhe i t swer t en ,  gerundet auf vo l l e  Sch i l l i ng .  
* An d i e  S t e l l e  der Bet r äge von 3 3 1 5  S und 2 3 1 4  S t re t en 
* ab 1 .  Jänner e i nes j eden Jahres , e r s t ma l s  ab 
* 1 .  Jänner 1 99 1 , d i e  u n t er Bedach t nahme auf § 47 m i t dem 
* Anpassung s fak t or ( §  45 ) ver v i e l f ach t en Bet r äge . Abs . 6 
* i s t ent sprechend anzuwenden . 

* ( 8 )  I s t  d i e  Gewährung von Nat ur a l l e i s t ungen aus e i nem 
* übergebenen ( au fgegebenen ) l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen 
* Bet r i eb i n  Form unen t ge l t l i ch be i ges t e l l t er U n t e r k un f t  
* und ( oder ) i n  Form l andw i r t scha f t l i cher Produk t e  aus 
* Gr ünden , d i e  der E i n f l ußnahme des 
* Ausg l e i chSzu l agenwerber s  ent zogen s i nd ,  am S t i ch t ag zur 
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BSVG-Ge l t ende F a ssung 

währ end d i eses Ze i t r aumes , i n  denen der 
l and ( for s t ) w l r t scha f t l i che Be t r i eb ( e i n  Te i l  d i eses 
Be t r i ebes ) noch n i ch t  übergeben ( verpach t e t , über l as sen ) 
war , zu ermi t t e l n .  

( 9 )  Be i der Ber ück s i ch t i gung der E i nhe i t swer t e  für 
j eden nach Abs . 8 in Bet r acht kommenden Mona t  i s t von 
dem j ewe i l s  für den l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Be t r i eb 
bzw . d i e  l and ( for s t ) w i r t scha f t l i che F l äche 
fes t ges t e l l ten E i nhe i t swer t un t er H i n zurechnung der 
E i nhe i t swer t e  der verpach t e t en , aber ohne d i e  
zugepach t e ten F l ächen auszugehen . 

( 1 0 )  A l s  E i nhe i t swer t i m  S i nne der Abs . 7 ,  8 und 9 
g i l t  der für Zwecke der Soz i a l ver s i cherung maßgeb l i che 
E i nhe i t swer t . E i nhe i t swer t e  aus der Z e i t vor dem 
1 .  Jänner 1 983 s i nd mi t dem F ak t or 1 , 1 57 5  zu 
verv i e l fachen . 

( 1 1 )  I n  den F ä l l en des § 64 Abs . 2 er s t er S a t z b l e i b t 
für d i e  Anwendung der Abs . 7 b i s  9 der S t i ch t ag der 
er l oschenen Pen s i on we i t erh i n  maßgebend . Das g l e i che 
g i l t  für den An fa l l e i ner H i n t er b l i ebenenpens i on nach 
e i nem Pen s i onsemp fänger , sofern der Anspr uchsberech t i g t e  
auf H i n t er b l i ebenenpens i on E i gent ümer bzw . M i t e i gent ümer 
des übergebenen ( verpach t e t en , über l assenen ) Bet r i ebes 
bzw . der F l äche gewesen i s t . 

( 1 2 )  D i e  gemäß Abs .  7 b i s  1 1  er rechne ten mon a t l i chen 
E i nkommensbet räge s i nd be i der e r s t ma l i gen Ermi t t l ung 
m i t dem Produk t der se i t  1 .  Jänner 1 974 fes t gese t z t en 
Anpas sungs fak t or en ( §  45 ) u n t er Bedach t nahme auf § 47 zu 
ver v i e l fachen . In d i esem P roduk t der Anpas sungs fak t oren 
i s t j edoch 

1 .  für das K a l ender j ah r  1 983 der fest gese t z t e  
Anpassungs fak t or außer Ach t z u  l assen , 

2 .  für das Ka l enderj ah r  1 984 nur der um 0 , 5  erhöh t e  
h a l be für d i eses Ka l ender j ahr fes t geset z t e  
Anpassungs fak t or und für das K a l ender j ah r  1 986 ans t e l l e 
des Anpassungsfak t o r s  der F ak t or 1 , 03 zu 
berück s i ch t i gen . 
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* Gänze ausgesch l ossen oder spä t er unmög l i ch geworden , so 
* hat e i ne Ermi t t l ung des E i nkommen s  des b i sher i gen 
* E i gen t ümer s  ( Verpäch t er s )  zu un t er b l e i ben , und zwar 
* so l ange , w i e  d i ese Vor ausse t zungen z u t r e f fen und d i e  
* U n t er l a ssung der E r br i ngung von Ausged i ngs l e i s t ungen dem 
* Ausg l e i chszu l agenwerber n i ch t  zugerechnet werden kann . 

* ( 9 )  Sowe i t e i n  durchschn i t t l i cher E i nhe i t swer t gemäß 
* Abs . 7 her anzuz i ehen i st , i s t er durch e i ne Te i l ung der 
* Summe der E i nhe i t swer t e , d i e  für den 
* l and ( for s t ) w i r t schaf t l i chen Bet r i eb i n  den e i n ze l nen der 
* l e t z t en 1 20 K a l endermon a t e  vor dem S t i ch t ag i m  S i nne des 
* Abs . 10 in Bet r acht kommen , durch d i e  Anzah l der Mon a t e  
* während d i eses Ze i t r aumes , i n  denen der 
* l and ( for s t ) w i r t scha f t l i che Be t r i eb ( e i n  Te i l  d i eses 
* Bet r i ebes ) noch n i cht übergeben ( verpach t e t , über l as sen ) 
* war , zu ermi t t e l n .  

* ( 1 0 )  Be i der Berücks i ch t i gung der E i nhe i t swer t e  für 
* j eden nach Abs . 9 i n  Bet r ach t kommenden Mona t  i s t von 
* dem j ewe i l s  für den l and ( for s t ) w i r t schaf t l i chen Bet r i eb 
* bzw . d i e  l and ( for s t ) w i r t schaf t l i che F l äche 
* fes t ges t e l l t en E i nh e i t swer t u n t er H i nzurechnung der 
* E i nhe i t swer t e  der verpach t e t en , aber ohne d i e  
* zugepach t e t en F l ächen aus zugehen . 

* ( 1 1 )  A l s  E i nhe i t swer t i m  S i nne der Abs . 7 ,  9 und 1 0  
* g i l t  der f ü r  Zwecke der Soz i a l ve r s i cherung maßgeb l i che 
* E i nhe i t swer t . E i nh e i t swer t e  aus der Z e i t vor dem 
* 1 .  Jänner 1 983 s i nd mi t dem F ak t or 1 , 1 57 5  zu 
* ver v i e l fachen . 
* 
* 
* 

* ( 1 2 )  I n  den F ä l l en des § 64 Abs . 2 e r s t e r  S a t z b l e i bt 
* für d i e  Anwendung der Abs . 7 ,  9 und 1 0  der S t i ch t ag der 
* er l oschenen Pens i on we i t erh i n  maßgebend . Das g l e i che 
* g i l t  für den Anfa l l e i ner H i n t e r b l i ebenenpens i on nach 
* e i nem Pen s i onsempfänger , sofern der Anspruchsberech t i g t e  
* a u f  H i n t er b l i ebenenpens i on E i gen t ümer bzw . M i t e i gen t ümer 
* des übergebenen ( verpach t e t en , über l assenen ) Be t r i ebes 
* bzw . der F l äche gewesen i s t . 

* 
* 

* 
* 
* 
* 
* 
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An d i e  S t e l l e  der so ermi t t e l t en Be t r äge t r e t en ab * 
1 .  Jänner e i nes� j eden J ahres d i e  u n t e r Bedac h t nahme au f * 
§ 47 m i t dem j ewe i 1 i gen Anpas sungs fak t or ( §  45 ) * 
verv i e l fac h t en Bet räge . * 

R i ch t sä t ze 

§ 1 4 1 . ( 1 )  Der R i ch t s a t z be t r ägt unbeschade t der 
Bes t i mmungen des Abs . 2 

a )  für Pen s i onsberech t i g t e  aus e i gener 
Pens i on sver s i cher ung , 
aa ) wenn s i e  m i t dem E hega t t en 

( der E hegat t i n )  i m  geme i n samen 
Hausha 1 t 1 eben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 354 S ,  

bb ) wenn d i e  Vor ausset zungen n ach 
aa ) n i ch t  zu t r e f fen . . . . . . . . . . . . . . .  5 1 34 S ,  

b )  für Pen s i onsberech t i g t e  a u f  
W i t wen ( W i t wer ) pens i on . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 1 34 S ,  

c )  für Pen s i onsberech t i g t e  a u f  Wa i senpens i on : 
aa ) 

bb ) 

b i s  zur Vo l l endung des 
24 . Leben sj ahres .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  

fa l l s  be i de E l t er n t e i l e 
ver s t orben s i nd .. .. .. .. .. ..  .. 

nach Vo l l endung des 
.. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  

24 . Lebensj ahres .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  

fa l l s  be i de E l t e r n t e i l e  
ver s t orben s i nd .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  

904 S ,  

2 860 S ,  

3 382 S ,  

5 099 S .  

Der R i ch t s a t z  nach l i t .  a er höh t s i ch um 548 S für j edes 
K i nd ( §  1 1 9 ) , des sen Ne t t oe i nkommen den R i ch t s a t z  für 
e i n fach verwa i s t e  K i nder b i s  zur Vo l l endung des 
24 . Leben sj ahres n i ch t  er r e i ch t . 

( 2 )  An d i e  S t e l l e  der R i ch t sä t ze und der 
R i ch t s a t zer höhung nach Ab s . l  t r e t en ab 1 . Jänner e i nes 
j eden J ahres , e r s t ma l s  ab 1 . Jänner 1 990 , d i e  un t er 
Bedach t n ahme auf § 47 m i t dem Anpa s s ungs fak t or ( §  45 ) 
verv i e l facht en Be t r äge . 

( 3 )  b i s  ( 5 )  unverände r t . 

U n t erha l t sansprüche und Ne t t oe i nkommen 

§ 1 42 .  ( 1 )  Be i Anwendung des § 1 40 s i nd 
Un t e r h a l t sansprüche des Pens i onsberech t i g t en gegen 

a )  b i s  c )  unveränder t .  
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R i ch t sä t ze 

§ 1 4 1 . ( 1 )  Der R i ch t sa t z be t r äg t  unbeschade t der 
Be s t i mmungen des Abs . 2 

a )  für Pen s i onsberech t i g t e  aus e i gener 
Pen s i on sver s i cherung , 
aa ) wenn s i e  m i t dem E hega t t en 

( der E hegat t i n )  i m  geme i n samen 
Hausha l t  l eben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 784 S ,  

bb ) wenn d i e  Vor ausset zungen nach 
a a ) n i ch t  zu t r e f fen . . . . . . . . . . . . . . .  5 434 5 ,  

b )  für Pen s i onsberech t i g t e  a u f  

c )  

W i t wen ( W i t wer ) pen s i on . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 434 S ,  

für Pen s i onsberech t i g t e  auf Wa i senpens i on :  
a a ) b i s  zur Vo l l endung des 

bb ) 

24 . Leben s j ahres .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  

fa l l s  be i de E l t er n t e i l e  
ver s t orben s i nd .. .. .. .. .. .. ..  .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  .. 

n ach Vo l l endung des 
24 . Leben sj ahres .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  

f a l l s  be i de E l t e r n t e i l e  
ver s t or ben s i nd .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  

2 029 S ,  

3 048 5 ,  
3 604 5 ,  
5 434 S .  

* Der R i ch t s a t z  nach l i t .  a e r höh t s i ch um 580 S f ü r  j edes 
K i nd ( §  1 1 9 ) , dessen Ne t t oe i nkommen den R i ch t s a t z  f ü r  
e i n fach verwa i s t e  K i nder b i s  zur Vo l l endung d e s  
24 . Leben sj ahres n i ch t  e r r e i ch t . 

( 2 )  An d i e  S t e l l e  der R i ch t sät ze und der 
R i ch t s a t zer höhung nach Abs . l t re t en ab 1 . Jänner e i ne s  

* j eden Jahres , e r s t ma l s  ab 1 . Jänner 1 99 1 , d i e  u n t er 
Bedac h t nahme auf § 47 m i t dem Anpassungs fak t or ( §  4 5 ) 
ver v i e l fac h t en Be t r äge . 

( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

U n t er h a l t sansprüche u nd Ne t t oe i nkommen 

§ 1 42 .  ( 1 )  Be i Anwendung des § 1 40 s i nd 
U n t erha l t sansprüche des Pen S i on sberech t i g t en gegen 

a )  b i s  c )  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

g l e i chv i e l  ob und i n  we l cher Höhe d i e  U n t erh a l t s  l e i s t ung 
t a t säch l i ch erbracht w i r d ,  dadu rch zu be rücks i ch t i gen , 
daß dem Ne t t oe i nkommen des Pens i onsberech t i g t en i n  den 
F ä l l en der l i t .  a 30 v .  H .  und i n  den F ä l l en der l i t .  b 
und c 1 5  v .  H .  des mon a t l i chen Ne t t oe i nkommens der dor t 
genann t en Per sonen zuzurechnen s i nd .  Der so 
fes t ge s t e l l t e Be t r ag verm i nder t s i ch J edoch i n  dem 
Ausmaß , i n  dem das dem Ver p f l i ch t e t en verb l e i bende 
Ne t t oe i nkommen den R i ch t s a t z gemäß § 1 4 1  Abs . 1  l i t . b 
u n t er schre i t e t . 

( 2 )  unver änder t .  

( 3 )  Wenn und sol ange das Ne t t oe i nkommen des 
Un t er ha l t sp f l i ch t i gen i n  den F ä l l en des Abs . 1 l i t .  a 
und b n i c h t  nachgew i esen w i r d ,  i s t anzunehmen , daß d i e  
Höhe der mona t l i chen U n t er h a l t sver p f l i ch t ung 30 v .  H . 
der Höch s t be i t r agsgrund l age gemäß § 48 Abs . 3 des 
Gewe rb l i chen So z i a l ver s i cher ungsgese t ze s  be t r äg t . E i ne 
Zurechnung zum Ne t t oe i nkommen u n t erb l e i b t i n  dem Ausmaß , 
i n  dem d i e  U n t e r ha l t s forder ung t r ot z durchgefüh r t er 
Zwangsmaßn ahmen e i nsch l i eß l i ch ger i ch t l i cher 
E xek u t i on s führ ung une i nbr i ng l i ch oder d i e  Ver f o l gung 
e i ne s  U n t e r h a l t sanspruchs o f fenbar auss i ch t s l os i s t . 

( 4 )  unver änder t .  

Höhe und Fes t s t e l l ung der Au sg l e i ch s zu l age 

§ 1 44 .  ( 1 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

( 6 )  D i e  Durch führung des Jahresausg l e i ches h a t  n ach 
f o l genden Gr undsät zen zu e r f o l gen : 

1 .  und 2 .  unver änder t .  

3 .  D i e  S umme gemäß Z 1 und 2 i s t um den Gesamt be t r ag 
der i m  maßgeb l i chen Ka l ender j ahr gebühr enden Pen s i onen 
e i nsch l i eß l i ch S onder zah l ungen und Au sg l e i ch s z u l agen , 
des sons t i gen Ne t t oe i nkommens , der gemäß § 1 42 
anzu rechnenden U n t er h a l t sanspr üche und der gemäß § 1 40 
Abs . 5 ,  6 und 7 b i s  1 0  anzur echnenden E i nkün f t e  aus 
l and- und for s t w i r t scha f t l i chen Be t r i eben , er höh t um d i e  
für d i e  Mon a t e  Ma i bzw . Ok t ober anzur echnenden 
U n t e r h a l t sanspr üche bzw . E i nkün f t e  zu verm i nder n . E r g i b t 
s i ch d abe i e i n  Mehrbe t r ag gegenÜber dem zur Au s zah l ung 
ge l ang ten Be t r ag an Ausg l e i ch s zu l age , i s t  der Mehrbe t r ag 
dem Pen s i onsber ech t i g t en zu e r s t a t t en .  

( 7 )  unveränder t .  
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BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

g l e i chv i e l  ob und i n  we l cher Höhe d i e  U n t e r ha l t s l e i s t ung 
t a t säch l i ch erbracht w i rd ,  dadurch z u  berücks i ch t i ge n , 
daß dem Ne t t oe i nkommen des Pen s i onsber ech t i g t en i n  den 

* F ä l l en der l i t .  a 2 6  vH und i n  den F ä l l en der l i t .  b 
* und c 1 3  vH des mona t l i chen Net t oe i nkommens der dor t 

genann t en Per sonen zuzurechnen s i nd . Der so 
fes t ges t e l l t e Be t r ag vermi nder t s i ch j edoch in dem 
Au smaß , i n  dem das dem Ver p f l i ch t e t en verb l e i bende 
Ne t t oe i nkommen den R i ch t sa t z  gemäß § 1 4 1  Abs . 1  l i t . b 
un t er schre i t e t . 

( 2 )  unver änder t .  

( 3 )  Wenn u nd s o l ange das Ne t t oe i nkommen des 
U n t er ha l t sp f l i ch t i gen i n  den F ä l l en des Abs . 1 l i t .  a 
und b n i ch t n achgew i e sen w i r d ,  i s t anzunehmen , daß d i e  
Höhe der mona t l i chen U n t er h a l t sver p f l i ch t ung 30 v .  H .  
der Höch s t be i t r agsgr und l age gemäß § 48 Abs . 3 des 
Gewer b l i chen Soz i a l ve r s i c herungsge se t zes be t r äg t . E i ne 

* Zurechnung zum Ne t t oe i nkommen er fo l g t nur i n  der Höhe 
* e i nes V i er zehn t e l s  der j ähr l i ch zu f l i eßenden 
* U n t erha l t s l e i s t ung , wenn d i e  U n t e r ha l t s forder ung nach 
* Abs . 1 der Höhe n ach t r ot z durchge führ t e r  
* Zwangsmaßnahmen e i nsch l i eß l i ch ger i ch t l i cher 
* E xeku t i on s führ ung une i nbr i ng l i ch oder d i e  Ver fol gung 
* e i nes U n t er h a l t sanspruches of fenbar au s s i ch t s l os i s t . 

( 4 )  unver änder t .  

Höhe und F es t s t e l l ung der Ausg l e i ch s z u l age 

§ 1 44 .  ( 1 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

( 6 )  D i e  Durch führ ung des Jahresausg l e i ches h a t  nach 
fOl genden Grundsät zen zu e r f o l gen : 

1 .  und 2 .  unver änder t .  

3 .  D i e  S umme gemäß Z 1 und 2 i s t um den Gesamt be t r ag 
der i m  maßgeb l i chen K a l ende r j ahr gebührenden Pen s i onen 
e i nsch l i eß l i ch Sonder zah l ungen und Ausg l e i ch s z u l agen , 
des son s t i gen Ne t t oe i nkommens , der gemäß § 1 42 
anzur echnenden U n t erha l t sanspr üche und der gemäß § 1 40 

* Abs . 5 b i s  7 und 9 b i s  1 1  anzurechnenden E i nk ün f t e  aus 
l and- und for s t w i r t scha f t l i chen Be t r i eben , e r höh t um d i e  
für d i e  Mon a t e  Ma i bzw . Okt ober anzur echnenden 
U n t e r ha l t s an s pr üche bzw . E i nkün f t e  zu vermi nder n . E r g i b t 
s i ch dabe i e i n  Mehrbe t r ag gegenüber dem z u r  Au s zah l ung 
ge l ang t en Be t r ag an Ausg l e i ch s zu l age , i s t  der Mehr be t r ag 
dem Pens i onsberech t i g t en zu e r s t a t t en . 

( 7 )  unver änder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

Übergangsge l d  

§ 1 56 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Au f das Übergangsge l d  i s t e i n  dem Ver s i cher t en 
gebühr endes E rwerbse i nk ommen i m  S i nne des § 56 Abs . 3 
anzur echnen . 

( 5 )  und ( 6 )  unver änder t .  

Pens i on und Maßnahmen der Gesundhe i t svor Sorge 

§ 1 63 .  Der Anspruch auf Pens i on w i r d unbesch ade t e i ne s  
a l l fä l l i gen Ruhen s n ach den § §  56 , 57 oder 57a durch d i e  
U n t erbr i ngung des E r k r ank t en i n  e i ner der i m  § 1 6 1  Abs . 2  
genan n t en E i nr i ch t ungen n i ch t  ber ühr t .  F am i l i en- und 
Tagge l d  n ach § 1 62 werden Pens i on i s t en aus e i gener 
Ver s i cherung ( ausgenommen Pen s i onsberech t i g t e ,  d i e  i n  
der Pens i onsve r s i cher ung p f l i ch t ver s i cher t s i nd oder 
deren Pen s i on gemäß § 56 Abs . 5  oder § 57a r u h t ) n i ch t  
gewäh r t . 

Über gang von Sch adene r s a t zanspr üchen auf den 
Ver s i cherung s t r äger 

§ 1 78 .  ( 1 )  Können Per sonen , denen nach den 
Be s t i mmungen d i eses Bundesgese t zes Le i s t ungen zu s t ehen 
oder für d i e  a l s  Angehör i ge gemäß § 7 8  Le i s t ungen zu 
gewähren s i nd , den E r sa t z  des Schadens , der i hnen durch 
den Ver s i cherungs f a l l erwach sen i s t , au f Grund anderer 
gese t z l i cher Vor schr i f t en beanspr uchen , geh t der 
An spruch auf den Ver s i cherung s t räger i n sowe i t  über , a l s  
d i eser Le i s t ungen zu erbr i ngen h a t . Ansprüche auf 
Schmer zenge l d  gehen auf den Ver s i cher Ungs t r äger n i ch t  
über . D i e  Kos t en e i ner K r ankenbehand l ung s i nd m i t dem 
doppe l t en Be t r ag der für d i e  Gewähr ung der ä r z t l i chen 
H i l fe erwachsenen Kos t en abzuge l t e n . 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

SE I TE 1 4  

BSVG-Vorgesch l agene F as sUng 

Übergangsge l d  

§ 1 56 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unver änder t .  

( 4 )  Au f das Über gangsge l d  1 s t e i n  dem Ver s i cher t en 
* gebühr endes E r wer bse i nkommen 1 m  S i nne des § 56 Abs . 4 

anzurechnen . 

( 5 )  und ( 6 )  unveränder t .  

Pen s i on und Maßnahmen der Gesundhe i t svor sorge 

§ 1 63 .  Der An spr uch auf Pen s i on w i rd unbeschade t e i ne s  
a l l fä l l i gen Ruhen s n ach d e n  § §  5 6 , 57 ode r  57a d u r c h  d i e  
U n t erbr i ngung des E r k r ank t en i n  e i ner der i m  § 1 6 1  Abs . 2  
genann t en E i nr i c h t ungen n i c h t  ber ü h r t .  F am i l i en- und 
Tagge l d  n ach § 1 62 werden Pens i on i s t en aus e i gener 
Ver s i cherung ( au sgenommen Pen s i on sberech t i g t e , d i e  i n  
der Pens i onsver s i cher Ung p f l i ch t ver s i cher t s i nd ode r  

* deren Pen s i on gemäß § 56 Abs . 6 oder § 57a r uh t ) n i ch t  
gewähr t .  

Über gang von S chadene r s a t zanspr üchen a u f  den 
Ver s i cher ungs t r äger 

§ 1 7 8 .  ( 1 )  Können Per sonen , denen n ach den 
Bes t i mmungen d i eses Bundesgeset zes Le i s t u ngen z u s t ehen 
oder für d i e  a l s  Angehör i ge gemäß § 7 8  Le i s t ungen zu 
gewäh ren s i nd ,  den E r s a t z  des S ch aden s , der i hnen durch 
den Ver s i cherungs fa l l erwachsen i s t , au f Grund anderer 
geset z l i cher Vor sch r i f t en bean spr uchen , geh t  der 
Anspruch au f den Ver s i Che r ung s t räger i n sowe i t  über , a l s  

* d i eser Le i s t ungen zu erbr i ngen h a t . Wurde An s t a l t sp f l ege 
* gewäh r t , umf a ß t  der über gehende An spruc h  den 
* P f l egegebührener s a t z ( §  9 1  Z 2 l i t .  a )  und an t e i l smäß i g  
* auch d i e  zusät z l i chen Zah l ungen des Ver s i Cherungs t r äger s 
* zur Kr ankenans t a l t en f i n an z i erung ( §  9 1  Z 2 l i t .  d ) ; 
* h i ebe i i s t  § 28 Abs . 4 Z 3 KAG s i nngemäß anzuwenden . 
* An sprüche auf Schmer zenge l d  gehen auf den 
* Ver s i cher ungs t r äger n i ch t  über . D i e  Kos t en e i ner 
* Kr ankenbehand l ung s i nd m i t dem doppe l t en Be t r ag der für 
* d i e  Gewähr ung der ä r z t l i chen H i l fe e rwachsenen Kos t e n  
* abzuge l ten . 

( 2 )  und ( 3 )  unver änder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

Be z i ehungen zu den Ver t r agspar t ne r n  

§ 1 8 1 . H i n s i ch t l i ch d e r  Bez i ehungen des 
Ver s i cherungs t r äger s zu den Ä r z t en , Den t i s t en ,  Hebammen , 
Apo t hekern , Kr ankenan s t a l t en und anderen 
Ve r t ragspar t ne r n  ge l t en d i e  Bes t i mmungen des Sechs ten 
Te i l es des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes m i t 
der Maßgabe , daß 

, 1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  d i e  für j edes L and gemäß § 345 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes er r i ch t e t e  
Landes sch i edskomm i ss i on bzw . d i e  gemä ß § 346 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes err i ch t e t e  
Bundes sch i edskomm i s s i on auch z u s t änd i g  i s t , wenn am 
Ver fahren der Ver S i cher ungs t räger be t e i l i g t  i s t ; 

6 .  u nverände r t . 
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Be z i ehungen zu den Ver t r agspar t ne r n  

§ 1 8 1 . H i n s i ch t l i ch d e r  Be? i ehungen des 
Ver s i cher ungs t r äge r s  zu den Ar z t en ,  Den t i s t en ,  Hebammen , 
Apot heke r n , Kr ankenan s t a l t en und anderen 
Ver t r agspar t nern ge l t en d i e  Bes t i mmungen des Sech s t en 
Te i l e s  des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsge s e t zes m i t 
der Maßgabe , daß 

1 .  b i s  4.  unver änder t .  

* 5 .  d i e  für j edes L and gemäß den § §  345 und 345 a des 
* A l l geme i nen Soz i a l ver s 1 cher ungsgese t ze s  e r r i ch t e t en 
* Komm i s s i onen bzw . d i e  gemäß § 346 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes er r i ch t e t e 

Bundessch i edskomm i s s i on auch zus t änd i g  i s t ,  wenn am 
Ver fahren der Ver S i che r ungs t räger bet e i l i g t  i s t ; 

6 .  unver änder t .  

S E ITE 1 5  

249/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
48 von 48

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




